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Moderner Staat, digitaler Aufbruch und Innovationen 

 

1) Moderner Staat und Demokratie 

 

− Verwaltungsmodernisierung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Verwaltung agiler und digitaler gestalten: 

− Feste ressort- und behördenübergrei-
fende Projektteams schaffen und mit 
konkreten Kompetenzen ausstatten 

− Proaktives Verwaltungshandeln durch 
antragslose und automatisierte Verfah-
ren gesetzlich verankern 

− E-Government als notwendigen 
Schritt zur Reduzierung der lang-
wierigen bürokratischen Prozesse 
von Behörden schnell in Form von 
digitaler Antragsverwaltung bis 
hin zu einer zeitgemäßen und 
technisch aktuellen Behördenver-
netzung umsetzen und einheitlich 
gestalten 

→ Digitale Agenda des Mittelstands, 
12 Punkte-Plan der Mittelstand-
sallianz, Impulspapier Eckpunkte 
Digitalisierung 

 

 

− Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Verfahrensdauer sollen mindestens hal-
biert werden: 

− Verwaltungsverfahren vereinfachen 
− Ausbau der Inhouse-Beratungsagentu-

ren zu Beschleunigungsagenturen, die 
auch für Länder und Kommunen ein-
fach zugänglich sind 

− Möglichst frühe Stichtage für die anzu-
wendende Sach- und Rechtslage vorse-
hen 

− Verzahnung zwischen Raumordnungs- 
und Planfeststellungsverfahren ermög-
lichen 

− Gebiete der Fachplanung in das allge-
meine Verwaltungsverfahrensrecht 
überführen 

− Drastische Verkürzung der Pla-
nungs- und Genehmigungsver-
fahren, um Deutschland wieder 
moderner, flexibler und wettbe-
werbsfähiger zu gestalten 

− Öffentliche Genehmigungsbe-
hörden müssen personell aufge-
stockt, private und öffentliche 
Planungskapazitäten erweitert 
und Standards angepasst wer-
den 

− Planungs- und Genehmigungs-
beschleunigungsgesetz 

→ Post-Corona-Agenda 
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2) Digitale Innovationen und digitale Infrastruktur 

 

− Digitaler Staat und digitale Verwaltung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Leistungen vom Staat einfach hand-
habbar und digital gestalten: 

− Weiterentwicklung des Online-Zu-
gang-Gesetzes für klare Standar-
disierung und Vereinheitlichung 
von IT-Verfahren nach dem Einer-
für-alle-Prinzip (EfA)  

− Klare Verantwortlichkeiten in der 
IT-Sicherheit schaffen 

− Aus der Föderalen IT-Kooperation 
(FITKO) eine agile, flexible Einheit 
mit einem mehrjährigen Global-
budget machen 

− Einführung eines vertrauenswürdi-
gen, allgemein anwendbaren Iden-
titätsmanagements  

− Den rechtlichen Rahmen des Online-
Zugangs-Gesetzes als Grundlage nut-
zen, um eine eindeutige Identität zuzu-
weisen und die informationelle Selbst-
bestimmung der eigenen Daten zu ge-
währleisten   

− Regulativer Rahmen für IT-Sicherheit 
muss nachvollziehbarer und anwen-
dungsorientierter ausgestaltet werden  

→ Digitale Agenda des Mittelstands, Im-
pulspapier Eckpunkte Digitalisierung 

 

 

− Digitale Infrastruktur 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Flächendeckende Versorgung mit 
Glasfaser und dem neusten Mobil-
funkstandard: 

− Ausbau vorrangig eigenwirt-
schaftlich vorantreiben 

− Investitionen in Infrastruktur vor 
allem dort, wo der Nachholbedarf 
am größten ist  

− Unter Wahrung des Investitions-
schutzes Open Access zu fairen 
Bedingungen ermöglichen 

− Auf Basis von Potenzialanalysen 
die Glasfaserausbauförderung 
auch ohne Aufgreifschwelle vo-
rantreiben 

− Als Ergänzung zu FTTH und In-
house-Glasfaserverkabelung die 
Förderung mittels Voucher auf-
bauen 

− Frequenzvergabe wird auf Flä-
chenversorgung ausgerichtet, not-
falls durch negative Auktionen 

− Eigenwirtschaftlichen Ausbau för-
dern, da dieser deutlich effizienter 
ist als breit gestreute und starre 
staatliche Förderprogramme 

− Unterversorgte Gebiete durch För-
derprogramme für Glasfaseraus-
bau priorisieren, beispielsweise 
durch Subventionierung eines 
Teils der Kosten für den Glasfa-
seranschluss des Gebäudes, des 
Internetvertrags oder der Glasfa-
serverkabelung im Gebäude  

− Statt neuer Auktionsverfahren für 
Frequenzen im Telekommunikati-
onsbereich als Alternative eine 
Verpflichtung der Telekommunika-
tionsanbieter in den massiven und 
beschleunigten Ausbau der Infra-
struktur einführen und nicht Unter-
nehmen und ihre Innovationstätig-
keit durch Auktionskosten belas-
ten  

→ Post-Corona-Agenda 
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Mehr Tempo beim Infrastrukturaus-
bau: 
− Schlanke digitale Antrags- und 

Genehmigungsverfahren einfüh-
ren 

− Normierung alternativer  
Verlegetechniken  

− Aufbau eines bundesweiten Gi-
gabit-Grundbuchs 

− Breitband mit der Geschwindigkeit 
von 1000 Mbit/s im Download und 
Upload sowie mobiles Netz mit 
der Geschwindigkeit von 10000 
Mbit/s (5G) oder schneller müs-
sen deutschlandweit bis spätes-
tens 2024 verfügbar sein  

− Bei zukünftigen Großprojekten zur 
digitalen Infrastruktur müssen die 
rechtlichen Rahmenbedingungen 
eine agilere Durchführung gewähr-
leisten  

→ Digitale Agenda des Mittelstands 

 

 

− Digitale Bürgerrechte und IT-Sicherheit 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Digitale Bürgerrechte und IT-Sicher-
heit stärken: 
− Recht auf Verschlüsselung einfüh-

ren 
− Hersteller sollen für Schäden haf-

ten, die fahrlässig durch IT-Sicher-
heitslücken in ihren Produkten 
verursacht werden 

− Das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) soll 
unabhängiger aufgestellt und als 
zentrale Stelle im Bereich IT-Si-
cherheit ausgebaut werden 

− Bundesamt für Sicherheits- und Infor-
mationsschutz als zuständige Behörde 
stärken, da derzeit Dutzende, teils au-
tonome, IT-Sicherheitsinstitutionen 
Aufklärungsprozesse verwässern und 
verlangsamen  

− Staatliche Investitionszulage für IT-Si-
cherheit, um Anreize für Investitionen 
zu schaffen  

→ Digitale Agenda des Mittelstands, Im-
pulspapier Eckpunkte Digitalisierung 

 

Sicherung der digitalen Souveränität: 
− Recht auf Interoperabilität und 

Portabilität etablieren 
− Offene Standards, Open Source 

und europäische Ökosysteme 
etablieren, etwa bei 5G oder KI 

 

− Zugang, die Mitwirkung an und Ent-
wicklung von offenen Netzen und Sys-
temen wird zunehmend zu einem Krite-
rium, das über die Wettbewerbsfähig-
keit entscheidet. Proprietäre Struktu-
ren lassen sich nicht mehr aufrecht-
erhalten und Politik, Gesetzgebung und 
Betroffene sind zu Kollaboration und 
nachhaltiger Mitgestaltung aufgerufen  

→ 12-Punkte-Plan Mittelstandsallianz 
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− Nutzung von Daten und Datenrechte 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Potentiale von Daten für alle heben: 
− Schaffung von Instrumenten wie Da-

tentreuhändern, Datendrehscheiben 
und Datenspenden gemeinsam mit 
Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilge-
sellschaft  

− Besserer Zugang zu Daten insbeson-
dere für KMU und Start-ups 

− Aufbau eines Dateninstituts für Daten-
verfügbarkeit und -standardisierung 

− Monopolfreie Kooperationen, 
Marktplätze und Eco-Systeme soll-
ten gefördert und Datenpooling für 
KMU gestattet werden, damit digi-
tale Technologien viel unkompli-
zierter flächendeckend in KMU ge-
bracht werden können  

→ Digitale Agenda des Mittelstands 
 

Durchsetzung und Kohärenz des Daten-
schutzes verstärken: 

− Europäische Zusammenarbeit im Be-
reich des Datenschutzes verstärken 

− Datenschutzkonferenz wird im Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG) institutio-
nalisiert  

− Für die DSGVO und zukünftige Ge-
setzesvorhaben sollte Rücksicht 
auf den Mittelstand bei der Umset-
zung des Datenschutzes genom-
men werden, weil die derzeitige 
DSGVO zahlreiche Rechtsunsicher-
heiten birgt und diese vorher vorab 
geklärt werden müssen 

→ Digitale Agenda des Mittelstands 

 

 

− Digitale Schlüsseltechnologien 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Treiber eines starken Technologiestan-
dortes werden: 
− Investitionen in Künstliche Intelligenz 

(KI), Quantentechnologien, Cybersi-
cherheit, Distributed-Ledger-Technolo-
gie (DLT), Robotik und weitere Zu-
kunftstechnologien sowie strategische 
Technologiefelder werden gestärkt  

− Förderung der Zusammenarbeit euro-
päischer Forschungsstandorte 

 

− Staatlichen Investitionen in 
Schlüsseltechnologien wie KI 
müssen deutlich erhöht werden 

− Mittelständler müssen in den Fo-
kus von Förderprogrammen ge-
nommen werden 

− Etablierung eines längerfristig an-
gelegten Investitionsprogramms 
bis 2030 mit einem Volumen von 
200 Euro pro Kopf, also einem Ge-
samtvolumen von 16 Milliarden 
Euro. Damit ließe sich auch mehr 
Personal in den zuständigen Be-
hörden und Ministerien finanzie-
ren.  

→ 12 -Punkte-Plan Mittelstandsalli-
anz, Digitale Agenda des Mittel-
stands, Impulspapier Eckpunkte 
Digitalisierung 
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− Nachhaltigkeit in der Digitalisierung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Potentiale der Digitalisierung für mehr 
Nachhaltigkeit nutzen: 

− Förderung digitaler Zwillinge, um den 
Verbrauch an Ressourcen zu reduzie-
ren 

− Rechenzentren auf ökologische Nach-
haltigkeit und Klimaschutz ausrichten 

− Öffentliche Rechenzentren werden bis 
2025 ein Umweltmanagementsystem 
einführen 

− Zertifizierung wie z.B. der Blaue Engel 
auch für IT-Beschaffungen des Bundes 
als Standard etablieren 

− Finanzielle Förderung nachhalti-
ger digitaler Geschäftsmodelle  

− Investitionen in Forschung, um die 
Potentiale der Digitalisierung für 
eine nachhaltige Entwicklung der 
Wirtschaft und Gesellschaft zu 
nutzen  

→ Digitale Agenda des Mittelstands 
 

 

− Digitale Wirtschaft 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Wettbewerbsbedingungen: 
− Förderung Level Playing Field im Wett-

bewerb  
− Engagement für die ambitionierten Re-

gelungen des Digital Markets Act 
(DMA)  

− Einführung europäisch einheitlicher In-
teroperabilitätsverpflichtungen und Re-
gelungen zur Fusionskontrolle 

− Stärkung des Bundeskartellamts im 
Umgang mit Plattformen 

− Öffentliche Ausschreibungen und Be-
schaffungsprozesse einfacher gestal-
ten 

− Sicherstellung eines Level 
Playing Field für Unternehmen, 
die auf dem gleichen Markt tä-
tig sind  

− Schaffung funktionierender eu-
ropäischer Regulierungs- und 
Marktüberwachungsbehörden 

− Schnelle Umsetzung eines digi-
talen europäischen Binnenmark-
tes  

→ Digitale Agenda des Mittel-
stands, 12-Punkte-Plan Mittel-
standsallianz 

 

Förderungspolitik im Bereich Digitales: 
− Förderung von digitalen Start-ups in 

der Spätfinanzierung 
− Stärkung des Venture-Capital-Stand-

orts 

− Schaffung eines Gründerinnen-Stipen-
diums 

− Stärkung der KMU bei der Digitalisie-
rung durch Förderung 

− Einführung eines Gründungs-
BAföG für die Finanzierung der 
Startphase von Start-ups, das 
über 12 Monate den Lebensun-
terhalt sichert 

→ Post-Corona-Agenda 
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Klimaschutz in einer sozial-ökologischen Marktwirtschaft 

 

1) Wirtschaft 

 

− Industrie 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Heimische Industrie: 
− Die heimische Industrie soll bei der Transfor-

mation mit Blick auf Klimaschutz und Digitali-
sierung unterstützt werden 

− Es sollen Instrumente geschaffen werden, die 
für die Erreichung der Klimaziele ausreichend 
sind und die Wirtschaftlichkeitslücke schlie-
ßen (Bsp. Carbon Contracts for Difference 
CCfD) 

− Die Rückzahlungsphasen sollen mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit erreicht werden 

− CCfD gutes Instrument für An-
fangsinvestitionen 

− Viele KMU haben bereits umfas-
send in Energieeffizienz inves-
tiert, sodass CCfD ins Leere lau-
fen könnten 

 
 

Europaweite Instrumente: 
− Unterstützung eines europaweiten CO2-Grenz-

ausgleichmechanismus oder ähnlich wirksa-
mer Instrumente 

− Muss WTO konform ausgestaltet sein 

− Darf die Exportindustrie nicht benachteiligen 

− Muss Greenwashing verhindern 
− Soll unbürokratisch innerhalb des bestehen-

den Emissionshandelssystem umgesetzt wer-
den 

− Abkehr vom rein nationalen 
Emissionshandel (Verkehr/ 
Wärme) 

− Erarbeitung einer europäischen 
Lösung inkl. Carbon Leakage 
Schutz 

→ Stellungnahme zur BEHG-Car-
bon-Leakage-Verordnung 
(02/2021) 

 

Wasserstoff 
− Unterstützung bei der Gründung einer Europä-

ischen Union für grünen Wasserstoff 
− Investitionen in den Aufbau einer Wasser-

stoffnetzinfrastruktur sollen finanziell geför-
dert werden 

− Durch ein ambitioniertes Update der nationa-
len Wasserstoffstrategie soll ein Leitmarkt 
bis 2030 geschaffen werden 

− Vorantreiben von europäischen und Klima-/ 
Energiepartnerschaften für klimaneutralen 
Wasserstoff und seine Derivate 

− Grüner Wasserstoff soll vorrangig in den Wirt-
schaftssektoren genutzt werden, in denen es 
nicht möglich ist, Verfahren und Prozesse 
durch eine direkte Elektrifizierung auf Treib-
hausneutralität umzustellen 

− Hochlauf der Wasserstoffwirt-
schaft als wichtiger Bestandteil 
klimaneutraler Industriepro-
zesse muss auf politischer 
Ebene stärker forciert werden. 
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Internationale Zusammenarbeit 
− Gemeinsam mit der Europäischen Union und 

internationalen Partnern soll ein internationa-
ler Klimaschutzclub gegründet werden 

− Dieser Club soll für alle Staaten offen sein 
− Es soll einen einheitlichen CO2-Mindestpreis 

und einen gemeinsamen CO2-Grenzausgleich 
geben 

− Effektiver Klimaschutz lässt 
sich nur auf europäischer und 
globaler Ebene erreichen 

→ Positionspapier „Mittelstand. 
Motor der Energiewende“ 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer 
mittelständischen Energie-
wende“ (08/21) 

 

Wettbewerbsfähige Strompreise 
− Die Industrie soll, unter konsequenter Nut-

zung der eigenen Potenziale Erneuerbarer 
Energien, wettbewerbsfähige Strompreise er-
halten 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ u.a. Impulspapier „Eckpunkte ei-

ner mittelständischen Energie-
wende“ (08/2021) 

 

Batteriezellen 

− Deutschland soll zu einem Zentrum für For-
schung, Fertigung und Recycling von Batterie-
zellen werden  

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ u.a. Impulspapier „Eckpunkte ei-

ner mittelständischen Energie-
wende“ (08/2021) 

 

Halbleiterindustrie 
− Deutschland soll globaler Standort der Halb-

leiterindustrie werden 
− Regionale Transformations- und Qualifizie-

rungscluster sollen gemeinsam mit Sozial-
partnern und lokalen Akteuren aufgebaut wer-
den 

− Finanzielle Unterstützung entlang der gesam-
ten Wertschöpfungskette der Halbleiterin-
dustrie 

− Stärkere Fokussierung auf euro-
päische Produktionskapazitäten 
bei Schlüsseltechnologien 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer 
mittelständischen Energie-
wende“ (08/2021) 

 

 

− Transformation der Automobilindustrie 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Elektromobilität: 
− Deutschland soll zum Leitmarkt für Elektro-

mobilität, sowie zum Innovationsstandort für 
autonomes Fahren werden 

− Beschleunigung des Ausbaus der Ladesäu-
leninfrastruktur 

− Elektrifizierung wo immer mög-
lich, gleichzeitig Forschung zu 
alternativen Kraftstoffen, z.B. 
für den Schwerlastverkehr 

− KMU-Spezifische Ausschreibun-
gen beim Aufbau der öffentli-
chen Ladesäuleninfrastruktur 

→ u.a. Impulspapier „Eckpunkte ei-
ner mittelständischen Energie-
wende (08/21)  

 

KMU Geprägte Automobilregion: 
− Der Wandel der Automobilregionen hin zur 

Elektromobilität soll durch gezielte Cluster-
förderung unterstützt werden  

− Grundsatzforderung des BVMW: 
KMU als wichtige Automobilzu-
lieferer müssen beim Umstieg 
auf Elektromobilität unterstützt 
werden  
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Batterien: 
− Fortführung und Weiterentwicklung der Euro-

päischen Batterieprojekte (IPCEI) 
− Weitere Zellproduktionsstandorte einschließ-

lich Recycling in Deutschland ansiedeln 
− Stärkung der Forschung neuer Batterie-Gene-

rationen 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ u.a. Impulspapier „Eckpunkte ei-

ner mittelständischen Energie-
wende“ (08/2021) 

 

Kooperations- und Dialogformate 

− Bündelung der Kooperations- und Dialogfor-
mate in die Strategieplattform „Transforma-
tion Automobilwirtschaft“ 

− Teilnehmen sollen: Mobilitätswirtschaft, Um-
welt- und Verkehrsverbände, Sozialpartner, 
Wissenschaft, Bundestag, Länder und kom-
munale Spitzenverbände mit den zuständigen 
Bundesressorts 

− Ziel: Klimaneutralität, Wertschöpfung sowie 
Arbeits- und Ausbildungsplätze sichern 

− Einrichtung einer Transformati-
onsallianz unter Beteiligung von 
Wirtschaft und Verbänden 

→ Forderungen des BVMW zur 
Bundestagswahl 

 

 

− Maritime Wirtschaft 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Maritime Agenda 
− Bekennung zu den Zielen der Maritimen 

Agenda 

− Überarbeitung der Maritimen 
Agenda 

→ Entwicklung eines nationalen Ha-
fenkonzeptes entlang des BVMW-
Positionspapiers „Die Zukunft der 
deutschen Containerhäfen si-
chern“ 

 

Zoll: 
− Die Zollabwicklung soll beschleunigt werden 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Positionspapier „Die Krise der 

deutschen Containerhäfen meis-
tern!“  
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− Mittelstand, Handwerk und Freie Berufe 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Vergabeverfahren: 

− Beteiligungsmöglichkeiten von kleinen 
und mittleren Betrieben stärken 

− Aufnahme einer Grundsatzforderung 
des BVMW 

 

Förderprogramme: 
− Förderprogramme und Investitionszu-

schüsse sollen für KMUs sowie Selbst-
ständige einfacher zu beantragen und 
dokumentieren sein 

− Digitalisieren, evaluieren und bedarfs-
gerechte Ausgestaltung 

− Förderprogramme für Unternehmens-
gründungen dürfen sich nicht allein auf 
den technisch-digitalen Bereich, bzw. 
High-Tech-Gründungen beschränken. 
Auch der Schritt in die Selbstständig-
keit sollte gezielt gefördert werden. 
Unsere Wirtschaft lebt von der Verzah-
nung differenzierter Wertschöpfungs-
ketten über alle Branchen und Bereiche 
hinweg. 

→ 12-Punkte Plan der Mittelstandsallianz 

 

Ausbildung: 
− Das Duale System der beruflichen Aus-

bildung soll gestärkt werden 
− Der Übergang soll zwischen Schule 

und Beruflicher Bildung verbessert 
werden 

− In einem Ausbildungspakt sollen Aus-
bildungsbotschafter gefördert werden 

− Die Durchlässigkeit von akademischer 
und beruflicher Bildung soll verbessert 
werden 

− Besonders im Handwerk sollen Ausbil-
dungen gefördert werden 

− Einführung einer Begabtenförderung in 
der beruflichen Bildung 

− Mit einer Förderinitiative sollen Men-
schen mit Migrationsgeschichte auf 
dem Ausbildungsmarkt gestärkt wer-
den 

− Meisterausbildung sollen durch Kos-
tensenkungen der Meisterkurse sowie 
der Meisterbriefe erleichtert werden 

− 1:1-Übernahme der Kernforderun-
gen der Bildungsallianz des Mittel-
standes 
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− Tourismus 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Zukunft Tourismus: 
− Modernisierungsprogramm „Zukunft 

Tourismus“ zur Unterstützung unbü-
rokratischer Neu- und Wiedergrün-
dung 

− Ein langfristiger Dialog über die Zu-
kunftsthemen der Branche (Kli-
maneutralität, Digitalisierung, Fach-
kräfte) soll durch die „Nationale 
Plattform Zukunft des Tourismus“ 
stattfinden 

− Gewinnung ausländischer Fachkräfte 
unbürokratischer gestalten 

− Nach der Corona-Pandemie braucht 
es weitere Förderungen für die Bran-
che, die schnell und unbürokratisch 
bereitgestellt werden müssen. 

− Damit auch mittelständische Unter-
nehmen Arbeitskräfte aus dem Aus-
land anwerben können, muss der bü-
rokratische Aufwand bei Antrags-
stellungen sowie behördlichen Prüf-
verfahren abgebaut und der gesamte 
Prozess schneller durchgeführt wer-
den. Der Mittelstand fordert deshalb 
bei den Prüfverfahren verstärkt an-
gehört zu werden 

→ 10 tourismuspolitische Forderungen 
des Mittelstands an die Bundesre-
gierung 

 

Infrastruktur 

− Infrastruktur soll passend zu einem 
nachhaltigen, naturverträglichen Tou-
rismus ausgebaut werden. Beson-
ders bei Wander-, Rad-, und Wasser-
tourismus 

− Nachhaltige Mobilitätskonzepte, 
also insbesondere Schienenverkehr 
und öffentlicher Nahverkehr, müssen 
finanziell und zeitlich begünstigt 
werden. In diesem Zusammenhang 
muss bei der Verkehrswende der öf-
fentliche Nahverkehr optimiert und 
vor allem das Schienennetz ausge-
baut und modernisiert werden 

→ 10 tourismuspolitische Forderungen 
des Mittelstands zur Bundestags-
wahl 2021 

 

Koordinierung der Tourismuspolitik 
− Wiederaufnahme Prozess nationale 

Tourismusstrategie 
− Verbesserung der Koordinierung der 

Tourismuspolitik 

− Der 2021 vorgestellte Aktionsplan 
muss angepasst werden. Viele Prob-
leme der Branche wurden nicht be-
rücksichtigt. Daher braucht es in der 
nächsten Legislaturperiode konkrete 
Maßnahmen, die die Wettbewerbsfä-
higkeit des Tourismusstandorts stär-
ken.  

→ 10 tourismuspolitische Forderungen 
des Mittelstands zur Bundestags-
wahl 2021 
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− Start-up-, Gründungs- und Innovationsförderung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Finanzierung: 
− Besserer Zugang zu Wagniskapital für 

GründerInnen 
− Abbau von Hürden für Frauen und Men-

schen mit Migrationshintergrund bei Fi-
nanzierung und Förderung 

− Die KfW soll stärker als Innovations- 
und Investitionsagentur agieren, sowie 
als Co-Wagniskapitalgeber 

− Privates Kapital institutioneller Anleger 
soll für die Startup-Finanzierung mobili-
siert werden können 

− Guthaben auf verwaisten Konten soll 
zur Förderung des Gemeinwohls ge-
nutzt werden können 

− Leichterer Zugang zu verfügbarem Ka-
pital ermöglichen 

− Innovative Ideen nicht durch zu hohe 
Hürden verlieren  

− Gründungskultur durch attraktive Fi-
nanzierungsmodelle fördern und somit 
die Basis für erfolgreiches Unterneh-
mertum legen 

→ 12 Punkte Plan der Mittelstandsallianz 
 
− Neben der klassischen Finanzierung in 

Form von Krediten muss die Finanzie-
rung von jungen Unternehmen und in-
novativen Mittelständlern durch Alter-
nativen wie das Wagniskapitalgesetz 
erleichtert werden 

→ Positionspapier Steuern und Finanzen 

 

Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
− Anhebung des Steuerfreibetrags bei 

Mitarbeiterkapitalbeteiligung 

− Besteuerungspraxis bei Mitarbeiterop-
tionen reformieren  

− Zielsetzung des Fondsstandortgesetz 
(FoStoG) hinterfragen 

− Steuerliche Gleichstellung von Mitar-
beiteroptionen und echten Anteilen am 
Stammkapital 

→ Stellungnahme Mitarbeiterbeteiligun-
gen steuerlich optimieren 
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Unternehmenskultur 
− Sozialunternehmen und Gesellschaften 

mit gebundenem Vermögen sollen stär-
ker gefördert werden 

− Verbesserung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen für gemeinwohlorientiertes 
Wirtschaften 

− Neue Rechtsgrundlage für Unternehmen 
mit gebundenem Vermögen, die Steuer-
sparkonstruktionen ausschließt 

− Mit Blick darauf, dass andere Staa-
ten bereits zur Verfolgung des Kon-
zepts geeignete Rechtsformen an-
bieten, wird eine Gesellschaft mit 
gebundenem Vermögen als eine 
von vielen Rechtsformen den deut-
schen Mittelstand stärken.  

− Der BVMW wird das Gesetzge-
bungsverfahren daher weiterhin un-
voreingenommen und konstruktiv, 
aber nicht unkritisch begleiten.  

− Dabei wird mit besonderer Sorgfalt 
darauf geachtet, dass die rechtli-
chen und steuerlichen Querbezüge 
und Reflexwirkungen der vorge-
schlagenen Rechtsform ihren Miss-
brauch für andere Zwecke aus-
schließen 

− Die neue Rechtsform sollte eine Er-
gänzung der bisherigen Rechtsfor-
men darstellen 

− Mögliche politisch motivierte Steu-
erbegünstigungen müssen auch in 
Zukunft ausgeschlossen werden 

→ Stellungnahme zum Entwurf eines 
Gesetzes für die Gesellschaft mit 
gebundenem Vermögen 

 

 

− Bürokratieabbau 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Bürokratieentlastungsgesetz 
− Neues Bürokratieentlastungsgesetz 

− Betrifft Wirtschaft, BürgerInnen und Ver-
waltung 

− Notwendige Schutzstandards werden 
nicht aufgegeben 

− Unnötige Bürokratie abbauen 

− Regulierungsmoratorium für gerade 
verabschiedete oder in der Diskus-
sion befindliche Gesetzgebungsvor-
haben 

− Bürokratieentlastungsgesetz ver-
bessern und im Rahmen einer Neu-
auflage eine Reduzierung der Büro-
kratiekosten um mindestens 10%  

→ Post-Corona-Agenda 

 

„One-in-one-out“ 
− Die „One-in-one-out”-Regelung wird fort-

gesetzt 

− Beibehaltung auf nationaler Ebene 
und analoge Anwendung der „One-
in-One-out-Regelung“ bei europäi-
schen Rechtsvorhaben 

− Optimal wäre zukünftig eine One-in-
two-out Regelung, um den Bürokra-
tieaufwand zu reduzieren  

→ Post-Corona-Agenda 
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Praxischeck 
− Systematisches Verfahren zur Überprü-

fung des bürokratischen Aufwands von 
Gesetzen und Regelungen 

− Regelmäßige Einbeziehung der Stakehol-
der 

− In Ausnahmesituationen: Schnel-
lere Bearbeitung von Anträgen 
ohne langwierige Prüfung 

− Gesetzgebungsverfahren zeitlich 
befristen 

− Bei Nicht-Einhaltung der Frist 
und Verlängerung soll das Ver-
fahren auf seine Wirkosten über-
prüft und entsprechend ange-
passt werden 

→ Post-Corona-Agenda 

 

A1 Bescheinigung 

− Abschaffung unnötiger Erfordernisse bei 
der A1 Bescheinigung 

− Einführung eines europäischen elektroni-
schen Echtzeitregisters 

− Hierbei fordert der BVMW insbe-
sondere den Verzicht der Vorla-
gepflicht einer A1-Bescheinigung 
bei einer Entsendung unter 7 Ta-
gen  

 

− Fachkräfte 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Erwerbsbeteiligung von Frauen 

− Höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen 
durch die Arbeitsmarkt-, Gleichstellungs- 
und Familienpolitik 

− Aufgrund des Fachkräftemangels 
müssen verschiedene Beschäfti-
gungsgruppen, wie Frauen, stär-
ker in den Arbeitsmarkt integriert 
werden  

→ Impulspapier Arbeitsmarkt und 
Sozialpolitik  

 

Ältere Erwerbstätige 

− Möglichkeit für alle älteren Erwerbstäti-
gen bis zum regulären Renteneintrittsal-
ter zu arbeiten 

− Es müssen Anreize für einen Ver-

dienst im Alter geschaffen wer-

den, um ältere Beschäftigte, die 

über einen großen Wissens-

schatz verfügen, lange an Unter-

nehmen zu binden 

→ Impulspapier Arbeitsmarkt und 

Sozialpolitik 

 

Berufliche Bildung 

− Neuer Schub für Aus-, Fort-, und Weiter-
bildung oder Neuorientierung 

− Auch in der Mitte des Erwerbslebens 

− Weiterbildung und lebenslanges 

Lernen sind die Schlüsselmaß-

nahmen, um der Transformation 

der Arbeitswelt zu begegnen und 

diese aktiv mitzugestalten  

→ Positionspapier Qualifizierung 

und Weiterbildung  
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Arbeitskräfteeinwanderung 
− Weiterentwicklung des Einwanderungs-

rechts 
− Entfristung bewährter Ansätze des Fach-

kräfteeinwanderungsgesetzes wie die 
Westbalkanregelung 

− Zusätzlich eine Chancenkarte auf Basis 
eines Punktesystems, um gesteuerten 
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt zu 
schaffen 

− Blue Card wird auf nicht-akademische 
Berufe ausgeweitet 

− Voraussetzung: konkretes Jobangebot 
zu marktüblichen Konditionen 

− BVMW spricht sich seit jeher für 
ein Punktesystem nach dem Vor-
bild erfolgreicher Einwande-
rungsländer aus 

− BVMW fordert die Gleichstellung 
bei der Vergabe von Visatermi-
nen auch für nichtakademische 
Fachkräfte 

− Es darf keine Bevorzugung mehr 
bei der Terminvergabe von Visa-
terminen für Akademiker gegen-
über Fachkräften ohne akademi-
schen Hintergrund geben 

→ Positionspapier Fachkräfteein-
wanderungsgesetz 

 

 

Ausländische Bildungs- und Berufsab-
schlüsse 

− Absenkung der Hürden bei der Anerken-
nung von ausländischen Berufs- und Bil-
dungsabschlüssen 

− Bürokratieabbau und Verfahrensbe-
schleunigung  

− Um den teilweise akuten Mangel 

an Fachkräften zu begegnen, 

müssen die Voraussetzungen zur 

Anerkennung von ausländischen 

Berufs- und Bildungsabschlüssen 

aufgeweicht werden, damit diese 

Personen dem deutschen Ar-

beitsmarkt schneller zur Verfü-

gung stehen  

− Kompetenzen, wie Sprachkennt-

nisse können parallel zur Tätig-

keit erlernt werden  

 

 

Arbeitsbedingungen 
1.) Schaffung attraktiverer Arbeits-

bedingungen in Bereichen mit ei-
nem absehbaren Mangel an Ar-
beitskräften 

− Jobwechsel in Richtung von Eng-

passberufen muss stärker geför-

dert werden, dafür ist eine ent-

sprechende Qualifizierung/Um-

schulung notwendig 

→ Positionspapier Qualifizierung 

und Weiterbildung 
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− Vergaberecht 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Öffentliche Beschaffung und Vergabe 
− Vereinfachen, professionalisieren, digi-

talisieren und beschleunigen 
− Wirtschaftlich, sozial, ökologisch und in-

novativ ausrichten 
− Verbindlichkeit stärken, ohne die Rechts-

sicherheit von Vergabeentscheidungen 
zu gefährden 

− Keine Erhöhung der Zugangshürden für 
den Mittelstand 

− Bestehenden Anforderungen entspre-
chend dem europäischen Recht im natio-
nalen Vergaberecht präzisieren 

- Drastische Verkürzung von Pla-
nungs- und Genehmigungsver-
fahren 

- Reduzierung von Klagewegen 
und Klagemöglichkeiten  

- Personelle Aufstockung der öf-
fentlichen Genehmigungsbehör-
den 

- Erweiterung der privaten und öf-
fentlichen Planungskapazitäten 
und Anpassung bestehender 
Standards 

- Umsetzung eines Planungs- und 
Genehmigungsbeschleunigungs-
gesetzes 

− Beibehaltung auf nationaler 

Ebene und analoge Anwendung 

der „One-in-One-out-Regelung“ 

bei europäische Rechtsvorhaben 

→ Post-Corona-Agenda 

 

 

− Rohstoffe, Lieferketten und Freihandel  

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Recyclings 
− Nutzung des ökonomischen und ökologi-

schen Potentials von Recycling 
− Ressourcenverbrauch senken, dadurch 

Arbeitsplätze schaffen 
− Beschleunigung von Genehmigungspro-

zessen für ungebundene Finanzkredite, 
ohne Absenkung der Nachhaltigkeits-
standards 

− 1:1-Forderung des BVMW 

→ Positionspapier „Rohstoffman-
gel und Lieferprobleme“ (07/21) 

→ Forderung des EK Nachhaltig-
keit 

 

EU-Lieferkettengesetz 
− Unterstützung eines EU-Lieferkettenge-

setz, welches KMUs nicht überfordert 

− Umsetzung des Gesetzes über die unter-
nehmerischen Sorgfaltspflichten in Lie-
ferketten (ggf. verbessert) 

− Unterstützung des Gesetzes für entwal-
dungsfreie Lieferketten 

− Gerade für KMU würde ein um-
fassendes europäisches Liefer-
kettengesetz unvorhersehbare 
bürokratische Zusatzbelastun-
gen bedeuten 

− KMU müssen bei einer mögli-
chen Umsetzung im Fokus ste-
hen 
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2) Umwelt- und Naturschutz 

 

− Naturschutz und Biodiversität 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Biodiversitätsstrategie 
− 30 % Schutzgebiete im Sinne der europäi-

schen Biodiversitätsstrategie und im Rah-
men der Konvention über Biologische Viel-
falt (CBD) 

− Umsetzung auf nationaler Ebene durch 
Stärkung der Nationalen Strategie zur bio-
logischen Vielfalt (NBS) 

− Der BVMW unterstützt Maß-
nahmen zum Schutz der Bio-
diversität, wie beispielsweise 
die Initiativen „Unternehmen 
Biologische Vielfalt“ oder „Bio-
diversity in Good Company“  

Flächen 
I. Geeignete Flächen (zum Klimaschutz oder 

dem Schutz der Biodiversität) werden von 
der Privatisierung ausgenommen und der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
übertragen 

II. Die Flächen werden dauerhaft, für ihren je-
weiligen Zweck, weiter verpachtet  

III. Zügige Übertragung von BVVG-Flächen, 
die für das Nationale Naturerbe beim Bun-
desamt für Naturschutz gelistet sind 

IV. Entwicklung um Funktion als CO2-Senken 
erhöht 

− Flächenschutz darf insbeson-
dere den Ausbau der Erneuer-
baren nicht behindern 

− Deshalb sollten, wo immer 
möglich, Flächen für EE-Anla-
gen auch unter Gesichtspunk-
ten der Biodiversität gedacht 
werden 

 

Naturschutz 

− Eins-zu-eins Umsetzung des europäischen 
Naturschutzrecht 

− Stärkung des Naturschutzes in der Ge-
meinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 
Küstenschutz (GAK) 

− Erhöhung der Mittel für die Vertragsnatur-
schutzprogramme der Länder 

− Bei der Umsetzung von Rege-
lungen zum Klima- und Natur-
schutz sollte sich D an den 
Vorgaben der EU orientieren 
(1:1-Umsetzung) 

 

Energiewende und Artenschutz 
− Kein Abbau von ökologischen Schutzstan-

dards bei der Energiewende 
− Nationales Artenschutzprogramm 

− Besonderer Schutz der Arten, die im Kon-
flikt mit dem Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien stehen 

− Sicherstellung der Finanzierung durch Be-
teiligung der Betreiber 

− Ausbau der EE hat Priorität 
− Wo immer möglich, sollten EE-

Ausbau und Artenschutz ge-
meinsam gedacht werden 
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− Natürlicher Klimaschutz 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Finanzierung 
− Finanzierung durch Energie- und Klima-

fonds 
− Einrichtung eines Bundesnaturschutz-

fonds 
− Bündelung bestehender Bundespro-

gramme zum Naturschutz 

− Keine Finanzierung über zu-
sätzliche Belastungen für KMU 

 

Moorschutz 

− Verabschiedung einer nationalen Moor-
schutzstrategie 

− Umsetzung von Moorschutzmaßnahmen 
durch partizipativen Prozess zur Erarbei-
tung nachhaltiger Entwicklungskonzepte 
begleiten 

− Entwicklung von Perspektiven für be-
troffene Regionen 

− Stärkung alternativer Bewirtschaftungsfor-
men 

− Entwicklung von Alternativen zur Torfnut-
zung 

− Ausstiegsplan für Torfabbau und -verwen-
dung 

− Soll das Ziel Klimaneutralität 
2045 erreicht werden, sind na-
türliche Senken wie Moore von 
Bedeutung, da sie große Men-
gen CO2 binden können 

 

 

− Klimaanpassung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Klimaanpassungsgesetz 
− Klimaanpassungsgesetz schafft den Rah-

men für eine nationale Klimaanpassungs-
strategie 

− Messbare Ziele in den Handlungsfeldern 
Hitzeversorgung, Gesundheits- und Aller-
gieprävention und Wasserinfrastruktur 

− Möglichkeit rechtzeitig nachzusteuern 
− Sofortprogramm für erste dringliche Maß-

nahmen 

− Insbesondere kritische Infra-
strukturen müssen vor den Ein-
flüssen des Klimawandels ge-
schützt werden 

 

Finanzierung 
− Verankerung der gemeinsamen Finanzie-

rung von Bund und Ländern zur Klimavor-
sorge und Klimaanpassung 

− Ausstattung der Länder mit ausreichend 
finanziellen Mitteln 

− Mehr Raum für Innovationen, Digitalisie-
rung und privatwirtschaftliche Alternati-
ven 

− Keine Finanzierung über zu-
sätzliche Belastungen für KMU 
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Hochwasser und Überschwemmung 
− Finanzielle Stärkung der Länder 

− Bundeseinheitliche Standards zur Bewer-
tung von Hochwasser- und Starkregenrisi-
ken  

− Erstellung und Veröffentlichung von Risi-
kokarten 

− Überprüfung des Ausnahmekatalogs für 
die Genehmigung von Bauvorhaben in aus-
gewiesenen Überschwemmungsgebieten  

− Unterstützung von Privathaushalten mit 
einer KfW-Förderung bei der privaten 
Hochwasser- und Starkregenvorsorge 

− Unterstützung von Kommunen bei Investi-
tionen in die Klimaresilienz, besonders bei 
klimafester Infrastruktur 

− S.o. – gerade der Schutz kriti-
scher Infrastrukturen muss im 
Fokus stehen 

 

 

− Luftreinhaltung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
EU-Luftqualitätsrichtlinie 
− Unterstützung der Novellierung des EU-

Luftqualitätsrichtlinie 

− Fahrverbote und Eingriffe in 
den innerstädtischen Lieferver-
kehr sind zu vermeiden 

 
Luftqualität 
− Unterstützung von Kommunen für bessere 

Luftqualität 

− Fahrverbote und Eingriffe in 
den innerstädtischen Lieferver-
kehr sind zu vermeiden 

 
 

− Bodenschutz 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

30-ha-Ziel Flächenverbrauch 
− Ziel: 30-ha-Ziel beim Flächenverbrauch für 

Siedlungs- und Verkehrszwecke spätestens 
2030 

− Anreize setzen, Fehlanreize vermeiden und 
Versieglung reduzieren 

− Der Flächenverbrauch ist in 
möglichst engen Grenzen zu 
halten 

− Jedoch dürfen durch solche 
Regelungen keine verstärkten 
Flächennutzungskonflikte 
entstehen 
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− Chemikalienpolitik 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Produktionsstandort Deutschland 
− Stärkung der Forschung und des Produk-

tionsstandort Deutschland 
− Ziel: Umfassende Bewertung von Stoffen 

und Entwicklung nachhaltiger Chemika-
lien 

→ Grundsatzforderung des BVMW 

 

 

− Kreislaufwirtschaft 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Nationale Kreislaufstrategie 
− Bündelung bestehender rohstoffpoliti-

scher Strategien 

− Stärkung der Kreislaufwirtschaft 
− Steigerung der Recycling-Quoten 

in allen Bereichen 
→ Grundsatzforderungen des Ex-

pertenkreises Nachhaltigkeit 
→ Positionspapier „Lieferprobleme 

und Rohstoffmangel“ 

 

EU-Standards 

− Einheitliche Standards in der EU 
− Einheitliche Festlegung der Anforderun-

gen an Produkte europaweit im Dialog 
mit den Herstellern 

− Produkte müssen langlebig, wiederver-
wendbar, recycelbar und reparierbar sein 

− Europaweite Standards sind not-
wendig, damit deutsche KMU als 
Vorreiter wettbewerbsfähig blei-
ben und keine Abwanderung von 
Produktionskapazitäten stattfin-
det  

Erweiterte Herstellerverantwortung 
− Stärkung der erweiterten Herstellerver-

antwortung auf europäischer Ebene 

− Jede Erweiterung der Herstel-
lerverantwortung und anderer 
Gewährleistungspflichten führt 
zu steigenden bürokratischen 
Belastungen  
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Digitale Produktpässen 
− Einführung digitaler Produktpässen 

− Unterstützung der Unternehmen bei der Um-
setzung 

− Wahrung des Prinzips der Datensparsam-
keit 

− Einheitliche Vorgaben und 
Förderprogramme müssen 
den Aufbau der entsprechen-
den Infrastruktur und die 
Durchführung in KMU unter-
stützen 

 

Abfallvermeidung 
− Stärkung der Abfallvermeidung 
− Durch gesetzliche Ziele 
− Durch ökologisch vorteilhafte Mehrweg-, 

Rücknahme- und Pfandsysteme 

− Durch Branchenvereinbarungen 
− Unterstützung innovativer, nachhaltiger 

Ideen 

− Starre Vorgaben auf gesetzli-
cher Basis bringen immer 
auch zusätzlichen Umset-
zungsaufwand und neue 
Nachweispflichten mit sich 

− Anreizsysteme sollten ge-
setzlichen Verpflichtungen 
vorgezogen werden 

 

Elektrogeräte und Batterien 
− Anreizsystem zur umweltgerechten Entsor-

gung bestimmter Elektrogeräte und Lithium-
Ionen-Batterien 

− Zuführung zur Kreislaufwirtschaft 

− Aufbau einer deutschen/ eu-
ropäischen Batteriewirtschaft 
wird auch die Umsetzung von 
Kreislaufsystemen notwendig 
machen 

→ Impulspapier „Eckpunkte ei-
ner mittelständischen Ener-
giewende“ 

 

Retourenvernichtung 
− Reduzierung der Retourenvernichtung 

→ Grundsatzforderung des Ex-
pertenkreises Nachhaltigkeit 

 
Verpackungsdesign 
− Belohnung von ressourcenschonendem und 

recyclingfreundlichen Verpackungsdesign 
durch gesetzlich verankertem Fondsmodell 

→ Grundsatzforderung des Ex-
pertenkreises Nachhaltigkeit 

 
Recycling-Label 
− Einführung eines Recycling-Labels 

− Einführung von Produktlabeln 
führt nicht immer zu einer 
Verbesserung des Status Quo 

− Gerade für KMU kann die In-
formationsbereitstellung für 
zusätzliche Label zur Heraus-
forderung werden 
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3) Mobilität 

 

− Infrastruktur 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Bundesfernstraßen 
− Fokus auf Erhalt und Sanierung  
− Besonderer Schwerpunkt auf Ingenieur-

bauwerke 
− Anteil der Erhaltungsmittel bis 2025 bei 

wachsendem Etat schrittweise erhöhen 

− Verkehrswege als kritische Infra-
struktur anerkennen und die 
Funktionsfähigkeit gewährleis-
ten und verbessern 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer 
mittelständischen Verkehrs-
wende“ 

 

Bedarfsplanprüfung und Dialog 
− Dialogprozess mit Verkehrs-, Umwelt-, 

Wirtschafts- und Verbraucherschutzver-
bänden parallel zur laufenden Bedarfs-
planprüfung 

− Ziel: Verständigung über die Prioritäten 
bei der Umsetzung des Bundesverkehrs-
wegeplan 

− Gemeinsame Abstimmung über laufende 
Projekte bis zur Bedarfsplanüberprüfung 

→ Grundsatzforderung des BVMW 
– Verbände bei der Bedarfsprü-
fung und Weiterentwicklungen 
kritischer Infrastrukturen wie der 
Verkehrswege beteiligen 

 

Co2 

− 2023 CO2-Differenzierung der Lkw-Maut 

− Einbeziehung des Güterkraftverkehrs ab 
3,5 Tonnen 

− CO2-Zuschlag einführen, unter der Bedin-
gung, eine Doppelbelastung durch den 
CO2-Preis auszuschließen 

− Mehreinnahmen für Mobilität 

− Gerade mittelständische Logisti-
ker planen ihre Investitionen 
langfristig und sind nicht in der 
Lage, schnell ganze Fuhrparks 
auszutauschen. Vorgaben wie 
eine CO2-Differenzierung sollten 
deshalb KMU-orientiert gestaltet 
werden. 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer 
mittelständischen Verkehrs-
wende“ 
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− Öffentlicher Verkehr und neue Mobilitätsangebote 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Nahtlose Mobilität 
− Verpflichtung von Verkehrsunternehmen 

und Mobilitätsanbieter zur Bereitstellung 
ihrer Echtzeitdaten unter fairen Bedin-
gungen 

− Ermöglichen von Anbieter übergreifen-
den Buchungen 

− Weiterentwicklung des Datenraum Mobi-
lität 

− Verknüpfung verschiedener Ver-
kehrsträger/ Intermodale Mobili-
tät stärken 

− Neue Formen der Mobilität för-
dern (z.B. Carsharing) 

→ Grundsatzforderung der Kom-
mission „Logistik und Mobilität“  

Intermodale Verknüpfungen 
− Stärkung von intermodalen Verknüpfun-

gen 
− Förderung Barrierefreier Mobilitätsstati-

onen 

− s.o.  

 

Innovative Mobilitätslösungen 
− Unterstützung von digitalen Mobilitäts-

diensten, innovativer Mobilitätslösungen 
und Carsharing 

− Einbeziehung in eine langfristige Strate-
gie für autonomes und vernetztes Fah-
ren öffentlicher Verkehre 

− s.o. 

 

 

− Güterverkehr 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Stadtlogistik 
− Förderung emissionsfreier Stadtlogistik 

− Entwicklung neuer Logistiklösun-
gen für die „letzte Meile“ 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer 
mittelständischen Verkehrs-
wende“ 

→ Positionspapier „Die Krise der 
deutschen Containerhäfen meis-
tern!“ 

 

Lkw-Stellflächen 
− Ausbau sicherer Lkw-Stellflächen an und 

um Autobahnen 

− Telematische Optimierung 

→ Grundsatzforderung der Kom-
mission Logistik und Mobilität 

 
Fachkräftemangel 

− Entgegenwirken gegen den Fachkräfte-
mangel 

− Qualifizierung modernisieren 
− Bürokratie abbauen 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer 

mittelständischen Verkehrs-
wende 
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− Autoverkehr 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Elektromobilität 
− Leitmarkt für Elektromobilität 
− 15 Millionen Elektro-Pkw bis 2030 

− Elektrifizierung, wo immer mög-
lich, bei gleichzeitiger Entwick-
lung von alternativen Antriebs-
formen im Sinne der Technolo-
gieoffenheit (Wasserstoff/ E-
Fuels)  

 

Neuzulassung 
− Neuzulassungen nur für nachweisbare, 

mit E-Fuels betankbare Fahrzeuge 
− Ab 2035? 
− Außerhalb des bestehenden Systems 

der Flottengrenzwerte 

− Statt einen starren Termin für 
das Verbot von Verbrennungs-
motoren einzuführen, sollten e-
her Forschungs- und Innovati-
onscluster gefördert werden, die 
den Markthochlauf von klima-
neutralen Kraftstoffalternativen 
vorantreiben 

 

 

Ladeinfrastruktur 

− Versorgungsauflagen wenn wettbewerb-
liche Lösungen nicht greifen 

− Abbau von Hemmnissen beim Genehmi-
gungsprozess, der Netzinfrastruktur und 
den Netzanschlussbedingungen 

− Unterstützung der Kommunen bei einer 
vorrausschauenden Planung der Ladein-
frastruktur 

− Ermöglichung von bidirektionalem Laden 

− Transparente Strompreise 
− Öffentlich einsehbaren Belegungsstatus 
− Beschleunigung des Aufbaus eines flä-

chendeckenden Schnellade-Hubs Netz 
− Erhöhung der ausgeschriebenen Anzahl 

an Hubs 
− Überarbeitung des Masterplan Ladeinf-

rastruktur 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer 

mittelständischen Energie-
wende“ 

 

Nutzfahrzeuge 

− Weiterentwicklung der CO2-Flottengrenz-
werte für Nutzfahrzeuge 

− Unterstützung des Aufbaus von Tank- 
und Ladeinfrastruktur für Lkw 

− s.o. – die Umstellung des Fuhr-
parks mittelständischer Unter-
nehmen auf klimaneutrale An-
triebstechnologien stellt KMU 
vor besondere Herausforderun-
gen, hier bedarf es zielgenauer 
Unterstützung 

 

Mobilitätsdatengesetz 
− Schaffung eines Mobilitätsdatengesetz 
− Sicherstellung der freien Zugänglichkeit 

von Verkehrsdaten 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer 

mittelständischen Verkehrs-
wende“  
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− Schiffsverkehr 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Häfen 

− Entwicklung einer Nationalen Hafenstra-
tegie 

− Förderung der engen Zusammenarbeit 
der Häfen 

− Gemeinsame Verantwortung für die not-
wendige Hafeninfrastruktur 

− 1:1-Forderung des BVMW  
→ Positionspapier „Die Krise der 

deutschen Containerhäfen meis-
tern!“ 

 

Schifffahrt 
− Steigerung des Schifffahrtsanteil im Gü-

terverkehr 
− Stärkung der Hinterlandanbindungen 

− Förderung von Landstrom, alternativer 
Antriebe und Kraftstoffe 

− Anpassung des Flottenerneuerungspro-
gramm für die klimafreundliche Binnen-
schifffahrt 

− Beachtung der Gesamtbelastung bei der 
Ausgestaltung von Fit for 55 

→ Impulspapier „Die Krise der deut-
schen Containerhäfen meistern!“ 

 

 

− Klimaschutzgesetz 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Klimaschutz-Sofortprogramm 

− Notwendige Gesetze, Verordnungen und 
Maßnahmen werden mit einem Sofort-
programm auf den Weg gebracht 

− Verbände und Unternehmen soll-
ten bei der Gestaltung eines sol-
chen Sofortprogramms beteiligt 
werden, ansonsten drohen un-
praktikable Lösungen und zu-
sätzliche finanzielle und büro-
kratische Belastungen  

 

Klimacheck 
− Prüfung aller Gesetzesentwürfe durch 

das federführende Ressort auf Klimawir-
kung und Vereinbarkeit mit nationalen 
Klimaschutzzielen 

− Eine solche Prüfung würde die 
anstehenden und notwendigen 
Modernisierungsprojekte, ge-
rade im Bereich des Bürokratie-
abbaus, unnötig ausbremsen 

 

 
 

Gesamtrechnung 
− Überprüfung der Einhaltung der Klima-

ziele durch eine sektorübergreifende, 
mehrjährige Gesamtrechnung 

− Auf Basis des jährlichen Monitorings 

− Starre Sektorenziele, die jährlich 
geprüft werden, sind für die 
Transformation zur Klimaneutra-
lität nicht praktikabel, da viele 
heute umgesetzte Maßnahmen 
erst in einigen Jahren ihre volle 
Wirkung entfalten 
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− Erneuerbare Energien 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Erneuerbaren-Ziel 
− Bruttostrombedarf von 680-750 

TWh im Jahr 2030 
− 80% aus Erneuerbaren Energien 

→ Grundsatzforderung der Kommission Ener-
gie und nachhaltiges Wirtschaften 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-
dischen Energiewende“   

Netzausbau 

− Beschleunigung des Netzaus-
baus 

− Anpassung der jährlichen Aus-
schreibungsmenge 

− Der Netzausbau ist eine entscheidende 
Komponente für eine gelingende Energie-
wende. Gleichzeitig sollte klar sein, dass 
die Energiewende so dezentral wie möglich 
gestaltet werden sollte 

− Für einen schnelleren Netzausbau ist ins-
besondere mehr Transparenz bei der Tras-
senplanung und bei der Gestaltung der 
Netzentgelte notwendig 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-
dischen Energiewende 

 

Dezentraler Ausbau Erneuerbarer 
Energien 
− Stärkung des dezentralen Aus-

baus 
− Stärkere Nutzung in der Erzeu-

gerregion von Erneuerbaren 
Strom aus ausgeförderten Anla-
gen und Anlagen außerhalb der 
EEG-Förderung 

− Grünen Strom in der Erzeugerre-
gion als Grünen Strom nutzen  

− 1:1-Forderung der BVMW 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-
dischen Energiewende“ 

 

Planungs- und Genehmigungsver-
fahren 

− Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren 

− Zeitlich befristeten Vorrang für 
Erneuerbare Energien bei der 
Schutzgüterabwägung 

− Rechtssicherheit im Artenschutz 
− Bundeseinheitliche Bewertungs-

methode bei der Artenschutz-
prüfung von Windenergievorha-
ben 

− Einsatz für stärkere Ausrichtung 
auf den Populationsschutz auf 
europäischer Ebene 

− Ausnahmebestände rechtssi-
cher fassen  

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-

dischen Energiewende“ 
→ Post-Corona-Agenda 
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Nutzung von Dachflächen 
− Nutzung aller geeigneter Dach-

flächen 
− Verpflichtend für gewerbliche 

Neubauten 
− Regel bei privaten Neubauten 

− Abbau bürokratischer Hürden 

− Förderung des Ausbaus von Erneuerbaren 
Energien auf allen möglichen Wegen 

− Eine PV-Pflicht ist für das Erreichen der 
Ausbauziele nicht praktikabel, vielmehr 
sollten die regulatorischen Vorgaben ver-
einfacht werden, damit ein Ausbau auch im 
Gewerbebereich wieder attraktiver wird 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-
dischen Energiewende“ 

 

Photovoltaik (PV) 
− Ziel des Ausbaus: 200GW bis 

2030 

− Beseitigung aller Hemmnisse 
− Beschleunigung von Netzan-

schlüssen und Zertifizierungen 

− Anpassung der Vergütungssätze 
− Prüfung der Ausschreibungs-

pflicht für große Dachanlagen 
und Deckel  

− Stärkung und Ermöglichung der 
Ko-Nutzung von innovativen So-
larenergien 

− 1:1-Forderung des BVMW 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-
dischen Energiewende“ 

→ Gemeinsame Pressemitteilung des BVMW 
und des BSW zum Degressionsmechanis-
mus im EEG 

 

Flächenziel 

− Zwei Prozent der Fläche für 
Windenergie 

− Ausgestaltung im Baugesetz-
buch 

− Stärkung des Bund-Länder-Ko-
operationsausschuss 

− Flächenkonflikte sind weitestgehend zu 
vermeiden 

 

Windenergie an Land 

− In ganz Deutschland verbrauchs-
nahe Onshore-Windenergie 

− Austausch alter Windenergiean-
lagen in Windparks ohne großen 
Aufwand 

− Entschärfung des Konflikts zwi-
schen Windkraftausbau und Ar-
tenschutz durch innovative tech-
nische Vermeidungsmaßnah-
men 

− Kurzfristige Reduzierung der Ab-
stände zu Drehfunkfeuern und 
Wetterradaren 

− Berücksichtigung des Windener-
gieausbaus bei der Ausweisung 
von Tiefflugkorridoren 

− Ausbau der Windenergie an Land muss ver-
einfacht und beschleunigt werden 

− Abbau von Verbandsklagerechten, um un-
nötige Verzögerungen beim Ausbau zu ver-
hindern 

− Umfassende Strategie zur Vereinbarkeit 
von EE-Ausbau und Biodiversität 
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Windenergie auf See 
− Steigerung der Kapazitäten auf 

30 GW 2030, 40 GW 2035 und 
70 GW 2045 

− Priorität von Offshore-Anlagen 
gegenüber anderen Nutzungs-
formen 

− Förderung von europäischen 
Offshore-Kooperationen und 
grenzüberschreitenden Projek-
ten in Nord- und Ostsee 

− Schnelle Anbindung des zusätz-
lich erzeugten Offshore-Wind-
strom 

− s.o. 

 

Bürger-Energie 
− Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen im Rahmen des europa-
rechtlich Möglichen 

− Ausschöpfung der De-minimis-
Regelung 

− Stärkere Beteiligung von Bürgern und Kom-
munen an den Erfolgen der Energiewende 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-
dischen Energiewende“ 

 

Mieterstrom- und Quartierskon-
zepte 

− Novellierung des Steuer-, Abga-
ben- und Umlagesystems 

− Förderung von Mieterstrom- und 
Quartierkonzepten 

− 1:1-Forderung des BVMW 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittelstän-
dischen Energiewende“ 

 

Wärme 
− Ziel: 2030 50% der Wärme klima-

neutral erzeugen 

− Einsatz für eine flächende-
ckende kommunale Wärmepla-
nung und Ausbau von Wärme-
netzen 

− Versorgungssicherheit und Preisstabilität 
müssen gewährleistet sein 

− Förderprogramme im Bereich der Gebäu-
desanierung tragen entscheidend dazu bei, 
den Energiebedarf im Wärmebereich stark 
zu reduzieren  
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− Kohleausstieg 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Kohleausstieg 
− Idealerweise bis 2030 

− Kohleausstieg so schnell wie möglich, 
ohne dabei die Versorgungssicherheit zu 
gefährden 

 
Versorgungssicherheit und Strom-
preise 
− Errichtung moderner Gaskraft-

werke, um Strom- und Energie-
bedarf zu wettbewerbsfähigen 
Preisen zu deckeln 

− Bau an bisherigen Kraftwerk-
standorten 

− Ermöglichung der Umstellung zu 
klimaneutralen Gasen 

− Überprüfungsschritt des Koh-
leausstiegsgesetz auf 2022 vor-
ziehen 

− Monitoring der Versorgungssi-
cherheit zu einem Stresstest 
weiterentwickeln 

− s.o.  

 

Wasserstoff 
− Fortschreibung der Wasser-

stoffstrategie 2022 

− Ziel: schneller Markthochlauf 

− Erste Priorität: einheimische Er-
zeugung auf Basis erneuerbarer 
Energien 

− Technologieoffene Ausgestal-
tung der Wasserstoffregulatorik  

− Vorantreiben der notwendigen 
Import- und Transportinfrastruk-
tur 

− Elektrolysekapazität 10 Giga-
watt 2030 

− Zubau von Offshore-Windener-
gie 

− Europäische und internationale 
Energiepartnerschaft 

− Effizient gestalte Förderpro-
gramme zum Ausbau der Infra-
struktur 

 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Sitzungen der Mittelstandsoffensive 

Wasserstoff 
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− Netze 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Klimaschutz 
− Beauftragung der Bundesnetza-

gentur und der Netzbetreiber zur 
Berechnung eines Planes für ein 
Klimaneutralitätsnetz 

− Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren für 
das Strom- und Wasserstoff-
netze 

− s.o. – Transparenz beim Netzausbau 
von entscheidender Bedeutung 

− So dezentral wie möglich, so zentral wie 
nötig 

→ Positionspapier „Mittelstand – Motor 
der Energiewende“ 

 

Bürgerbeteiligung 

− Klare Zuordnung der politischen 
Verantwortung für gute frühzei-
tige Bürgerbeteiligung beim 
Netzausbau 

− Frühzeitige Einbindung der Bürger in 
Neubauprojekte 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-
ständischen Energiewende“ 

 

Netzinfrastruktur 

− Speicher werden als eigenstän-
dige Säule des Energiesystems 
rechtlich definiert 

− Bereitstellung von Kapital für die 
Netzinfrastruktur im europäi-
schen Vergleich braucht auch 
zukünftig attraktive Investitions-
bedingungen 

− Speicher können als netzdienliche Kom-
ponente die dezentrale Struktur der 
Energiewende unterstützen 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-
ständischen Energiewende“ 

 

 

− Strommarktdesign 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
„Klimaneutrales Stromsystem“ 
− Einrichtung der Plattform „Kli-

maneutrales Stromsystem“ 
− Konkrete Vorschläge 2022 
− Einbeziehung von Stakeholdern 

aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-

ständischen Energiewende“  

 

Finanzarchitektur 
− Garantie der Nutzung erneuerba-

ren Stroms für die Sektoren-
kopplung 

− 1:1-Forderung des BVMW 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-
ständischen Energiewende“ 

 
Preisbestandteile 

− Reformation der staatlich indu-
zierten Preisbestandteile 

− Sektorenkopplung ermöglichen 
− Level-Playing-Field für alle Ener-

gieträger und Sektoren 
−  

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-

ständischen Energiewende“ 
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Netzentgelte 
− Reform der Netzentgelte 

− Mehr Transparenz 
− Transformation zur Klimaneutra-

lität fördern 
− Faire Verteilung der Kosten der 

Integration der Erneuerbaren 
Energien 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-

ständischen Energiewende“ 

 

 

− Sozial gerechte Energiepreise 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
EEG-Umlage 
− EEG-Umlage wird zum 1. Januar 

2023 beendet 

− Übernahme in den Haushalt 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Post-Corona-Agenda 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-
ständischen Energiewende“    

EKF 
− Übernahme der Finanzierung der 

nötigen Klimaschutzmaßnah-
men und der EEG-Umlagen 

− Gespeist aus Einnahmen der 
Emissionshandelssysteme und 
Mitteln aus dem Bundeshaus-
halt 

− Auslauf der Förderung von Er-
neuerbaren Energien nach dem 
Kohleausstieg 

− Überprüfung und Anpassung al-
ler Ausnahmen von EEG-Umla-
gen und Energiesteuern sowie 
der Kompensationsregelung 

− Abbau von Steuervergünstigun-
gen, die sich auf wirtschaftliche 
Nutzung von Strom beziehen 

− Berücksichtigung der Entlastung 
durch den Wegfall der EEG-Um-
lagen 

− Unternehmen sollen nicht mehr 
belastet werden 

− Einrichtung eines Transformationsfonds  
→ Forderungen des BVMW zur Bundestags-

wahl 

 

BEHG 
− Überarbeitung des europäischen 

Emissionshandel und das Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz im 
Sinn des EU-Programms „Fit 
for55“ 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-

ständischen Energiewende“ 
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Steigender CO2-Preis 
− Steigende CO2-Preise als wichti-

ges Instrument für den Kampf 
gegen den Klimawandel  

− Starker sozialer Ausgleich 
− Besondere Unterstützung von 

Menschen mit geringem Ein-
kommen 

− Gur fürs Klima = günstig 
− Schlecht fürs Klima = teuer 

− Die Wettbewerbsfähigkeit des Wirt-
schaftsstandortes Deutschland sollte 
stets im Mittelpunkt stehen, nationale 
Alleingänge wie beim BEHG sind daher 
zu verhindern und europäische Lösun-
gen zu suchen 

→ Stellungnahme zur BEHG-Carbon-
Leakage-Verordnung 

 

Emissionshandel 

− Unterstützung ETS-Mindestpreis 
− Schaffung eines zweiten Emissi-

onshandel für die Bereiche 
Wärme und Mobilität (ETS 2) 

− Sozialer Ausgleich in den EU-
Mitgliedsstaaten  

− In den 2030er Jahren einheitli-
ches EU-Emissionshandelssys-
tem  

− Über alle Sektoren 

− Keine Belastung einseitig zulas-
ten der VerbraucherInnen 

− s.o.  
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− Transformation der Wirtschaft 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Allianz für Transformation 
− Gründung einer „Allianz für 

Transformation“ 
− Im Dialog mit Wirtschaft, Ge-

werkschaften und Verbänden 
− In den ersten sechs Monaten 

2022 stabile und verlässliche 
Rahmenbedingungen für die 
Transformation besprechen 

− 1:1-Forderung des BVMW 

 

Klimaneutralität von Unternehmen 
− Zielgerichtete Instrumente zur 

Unterstützung der Unternehmen  
− Transformationsfonds bei der 

KfW 
− Klimaschutzdifferenzverträge 
− Anreize für klimaneutrale Pro-

dukte 
− Begleitung und Förderung der 

KMUs auf dem Weg zur Kli-
maneutralität 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-

ständischen Energiewende“ 

→ Forderungen des BVMW zur Bundestags-
wahl 

 

Carbon-Leakage-Schutz 
− Einsatz für wirksamen Carbon-

Leakage-Schutz 

− 1:1-Forderung des BVMW 
→ Stellungnahme zur BEHG-Carbon-

Leakage-Verordnung  

 
 

− Atom 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Keine Atomenergie 
− Bekenntnis zu Erneuerbaren 

Energien und gegen Atomkraft 
− Kernenergie soll, für die von ihr 

verursachten Kosten selbst auf-
kommen 

− Einsatz für Abschaltung der 
Grenznahen Risikoreaktoren 

− Das Kapitel Atomkraft ist in Deutschland 
geschlossen. Der Fokus sollte auf dem 
schnellen Ausbau der Erneuerbaren 
Energien liegen 

→ Impulspapier „Eckpunkte einer mittel-
ständischen Energiewende“ 
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Respekt, Chancen und soziale Sicherheit in der modernen Arbeitswelt 

 

1) Arbeit 

 

− Ausbildung  

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Ausbildungsgarantie:  
− Zugang zu einer vollqualifizierenden Be-

rufsausbildung: 

− Fortführung der Allianz für Ausbildung 

− Ausbau der Einstiegsqualifizierung, der as-
sistierten Ausbildung und der ausbildungs-
begleitenden Hilfen  

− Hilfen für Geflüchtete öffnen  
− Ausbildungsmobilität erhöhen 

− Vollqualifizierende Ausbildungen für Ar-
beitslose und Empfänger der Grundsiche-
rung 

− Durch Modularisierung und Tei-
lung der Ausbildung in zwei 
Phasen zeitgemäße Lerninhalte 
vermitteln 

− Auszubildende und Unterneh-
men können Ausbildung flexib-
ler gestalten und individuell an-
passen 

− Notwendig ist es die Fragmen-
tierung der Ausbildungsberufe 
einzudämmen 

 

Exzellenzinitiative berufliche Bildung:  
− Ausbau von InnoVet 

− Öffnung der Begabtenförderungswerke des 
Bundes für berufliche Bildung  

− Der BVMW fordert bundesweite 
Kampagne für berufliche Bil-
dung 

− Gründung Bundesstiftung für 
berufliche Bildung (Bund, Län-
der und Kommunen & Expertin-
nen und Experten aus Wirt-
schaft und Bildung) 

→ 7 Punkte für die Zukunft der Bil-
dung 

 

 

− Weiterbildung 

Aufstiegs BAföG: 
− Ausbau des Aufstiegs BAföG 

− Öffnung des Unterhaltbeitrag für Teilzeit-
fortbildungen 

− Förderung von Weiterbildungen auf gleicher 
Qualifikationsstufe, sowie einer zweiten 
vollqualifizierten Ausbildung  

− Schließen von Förderlücken zum BAföG, Er-
höhung der Fördersätze und Freibeträge 

− BVMW hält Einführung einer 

Zweitausbildungsförderung für 

notwendig, um mit dem rasan-

ten Strukturwandel auf dem Ar-

beitsmarkt Schritt zu halten 

→ Post Corona Agenda 

 
− Staat gut beraten, Anreize für 

stärkere Beteiligung Geringqua-

lifizierter und finanziell Bedürf-

tiger an Weiterbildungsmaß-

nahmen zu geben 

− 7 Punkte für die Zukunft der 

Bildung 

 

Lebenschancen-BAföG:  
− Neues Instrument für selbstbestimmte Wei-

terbildung, auch jenseits berufsbezogener 
Qualifikationen 

− Möglichkeit des Bildungssparens durch ein 
Freiraumkonto 
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− Jährliche Zuschüsse für Geringverdiener  

− Im Bereich Weiterbildung mehr 

Transparenz über bestehenden 

Möglichkeiten und einzelne An-

gebote  

− Einheitliche und verbindliche 

Zertifizierung der Weiterbildung 

schaffen.  

→ 7 Punkte für die Zukunft der 
Bildung 

Bildungs(teil)zeit:  
− Nach österreichischem Vorbild  

− Finanzielle Unterstützung für arbeitsmarkt-
bezogene Weiterbildung 

− Nachholen eines Berufsabschlusses und 
Neuorientierung wird möglich 

 

Rolle der BA: 
− Stärkere Rolle bei der Qualifizierung und Be-

ratung 

− Stärkere Vernetzung mit regionalen Akteu-
ren durch Weiterbildungsverbünde und Wei-
terbildungsagenturen 

− Unterstützung der Unternehmen im Struktur-
wandel durch ein ans Kurzarbeitergeld an-
gelehntes Qualifizierungsgeld  

− Ausweitung des Transfer-Kurzarbeitergel-
des  

 

 

− Arbeitszeit und Arbeitsort 

Flexible Arbeitszeitgestaltung: 
− Festhalten am 8-Stunden-Tag im Arbeitszeit-

gesetz  
− Möglichkeiten zur Abweichung hinsichtlich 

flexibler Arbeitszeiten und Tageshöchstar-
beitszeiten 

− Enge Abstimmung mit Sozialpartnern, Ge-
werkschaften, Arbeitsgebern 

− Möglichkeit der Abweichung 

von Tageshöchstarbeitszeit zu 

begrüßen, dennoch weitere Fle-

xibilisierung notwendig  

− 8-Stunden Tag nicht mehr zeit-

gemäß  

→ Impulspapier Arbeitsmarkt- und 

Sozialpolitik  

 

 

Home-Office:  
− Rechtliche Abgrenzung von Home-Office zu 

Telearbeit und dem Geltungsbereich der Ar-
beitsstättenverordnung 

− Widerspruch zum Home-Office Wunsch nur 
durch betriebliche Belange, nicht sachfremd 
oder willkürlich 

− Stärkung des ländlichen Raumes durch 
Coworking-Spaces 

− Klärung der rechtlichen Defini-

tion zwischen Home-Office und 

Telearbeit war längst überfällig  

− Entscheidung über die Möglich-

keit zum Home-Office muss in 

unternehmerischer Hand blei-

ben und auf doppelter Freiwil-

ligkeit beruhen  

→ Positionspapier zum flexiblen 

Arbeiten 
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− Selbstständige 

Statusfeststellungsverfahren: 

− Beschleunigung des Verfahrens durch Dialog 
mit Selbstständigen und Verbänden 

− Ziel: Unbürokratische Rechtssicherheit 
schaffen 

  

− Eindeutige Abgrenzungskrite-

rien zwischen Selbstständig-

keit und abhängiger Beschäfti-

gung definieren 

− BVMW spricht sich schon 

lange dafür aus, das Verfahren 

zu beschleunigen und zu ver-

einfachen und zudem:  

− Kultur der Selbstständigkeit 

fördern  

− Wirtschaftsvertreter und Selb-

ständige miteinbeziehen  

→ Positionspapier Rechtssicher-

heit bei Selbstständigkeit 

 

Sicherheiten für Soloselbstständige:  

− Unbefristete Fortführung der Corona-Neu-
starthilfen im Rahmen der Überbrückungshil-
fen III+  

− Vorsorge für steuerfinanzierte Wirtschaftshil-
fen im Falle von nicht selbst verantworteten 
Erwerbsausfällen 

− Sicherstellung der Künstlersozialkasse 

− Der BVMW begrüßt alle Unter-

stützungsmaßnahmen für Solo-

selbständige, um die Corona 

Krise zu überwinden und vom 

wirtschaftlichen Aufschwung 

zu profitieren  

 

 

 

− Mindestlohn 

Erhöhung des Mindestlohns:  
− Einmalige Anpassung auf 12 Euro/Stunde 

− Weitere Erhöhungsschritte obliegen der un-
abhängigen Mindestlohnkommission  

− Erhöhung des Mindestlohns auf 

12 Euro wirtschaftlich nicht 

sinnvoll, da Lohnkosten steigen 

und dadurch die Wettbewerbs-

fähigkeit dt. Unternehmen kon-

terkariert wird  

→ Positionspapier Flexibilisie-

rungsinstrumente  
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− Mini- und Midijobs 

Erhöhung der Midi-Job Grenze:  

− Erhöhung auf 1600 Euro  
− Abbau der Hürden, die eine Aufnahme versi-

cherungspflichtiger Beschäftigung erschwe-
ren 

− Erhöhung der Midi-Job Ober-

grenze zu begrüßen  

 

Erhöhung der Mini-Job Grenze:  
− Orientierung an einer Wochenarbeitszeit von 

10 Stunden zu Mindestlohnbedingungen  
− Mit der Erhöhung des Mindestlohns erhöht 

sich die Mini-Job Grenze auf 520 Euro 
− Stärkere Kontrolle zur Einhaltung des Ar-

beitsrechts bei Mini-Jobs 

− Erhöhung der Mini-Job- Ober-

grenze richtig, aber nicht weit 

genug, sollte zunächst auf 550 

erhöht werden  

− Dynamisierung der Verdienst-

obergrenze an die Entwicklung 

des Mindestlohns notwendig  

− BVMW fordert eine Faktorisie-

rung der Verdienstobergrenze im 

Minijob, welche eine monatliche 

Höchstarbeitszeit von 50 Stun-

den festlegt. Somit ergibt sich 

eine monatliche Verdienstober-

grenze im Minijob aus der Multi-

plikation des jeweils geltenden 

Mindestlohns mit dem Faktor 50 

→ Positionspapier Anhebung und 

Dynamisierung der Minijobober-

grenze  
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− Befristungen  

Reduzierung von Befristungen:  
II. Abschaffung, der nur im öffentlichen 

Dienst bestehenden Möglichkeit zur 
Haushaltsbefristung 

III. Reduzierung der sachgrundlosen Be-
fristung beim Bund als Arbeitgeber  

IV.  Begrenzung der mit Sachgrund be-
fristeten Arbeitsverträge beim selben 
Arbeitsgeber auf sechs Jahre – be-
grenzte Ausnahmen möglich  

− Weitere Einschränkungen in die-
sem Gesetz schwächen eben-
falls die Flexibilität und somit 
die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Unternehmen  

− Die Reduzierung beziehungs-
weise die Abschaffung der 
„Sachgrundlosen Befristung“ 
lehnt der BVMW, gerade auch in 
der Kombination mit einem Re-
chenmodell nach Beschäfti-
gungsgröße und prozentualer 
Befristungszahlen, auch unter 
Berücksichtigung erhöhter Büro-
kratie und rechtlicher Unsicher-
heit, ab 

→ Positionspapier Flexibilität im 
Mittelstand  

 

 

− Tarifautonomie 

Tarifautonomie, Tarifpartner, Tarifbindung stär-
ken: 

1. Für Faire Löhne und Lohnangleichung zwi-
schen Ost und West  

2. Stärkung der Tarifbindung durch Bindung 
der öffentlichen Auftragslage des Bundes 
an repräsentative Tarifverträge der jewei-
ligen Branche 

− Zu begrüßen, auch wenn gilt 

Betriebsautonomie vor Tarifau-

tonomie  

  

 

− Mitbestimmung  

Weiterentwicklung des betrieblichen Mitbestim-
mungsrechts: 
− Betriebsräten die Entscheidung zur analogen o-

der digitalen Arbeitsweise überlassen  
− Online-Betriebsratswahlen in einem Pilotpro-

jekt testen 

− Schaffung eines zeitgemäßen Rechts auf digi-
talen Zugang der Gewerkschaften in die Be-
triebe  

− Evaluierung des Betriebsrätemodernisierungs-
gesetzes  

− Mitbestimmungserfordernis 

bei der Digitalisierung klären 

− Erhöhte Kosten durch die Hin-

zuziehung eines Sachverstän-

digen vermeiden 

− Betriebsratswahl weiterhin di-

gital ermöglichen  

→ Forderungen zum Betriebsrä-
temodernisierungsgesetz 
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− Digitale Plattform 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen auf digita-
len Plattformen:  
− Konstruktive Begleitung der EU-Initiative   
− Überprüfung von bestehendem Recht und Ver-

besserung der Datengrundlagen  
− KI in der Arbeitswelt wird durch einen men-

schenzentrierten Ansatz, soziale und wirt-
schaftliche Innovationen und Gemeinwohlorien-
tierung gestaltet  

− Neue Formen der Arbeit sind 

zu begrüßen, jedoch sollte die 

Politik hier schnellstmöglich 

rechtssichere Rahmenbedin-

gungen schaffen, um das Po-

tential und die Vorteile dieser 

Arbeitsformen für den Standort 

Deutschland optimal nutzen zu 

können 

→ Forderungen zur Flexibilität im 
Mittelstand 

 

 

− Arbeits- und Gesundheitsschutz 

Erhaltung und Anpassung des hohen Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes:  
− Psychische Gesundheit stärker betrachten und 

Erarbeitung eines Mobbing-Reports  
− Unterstützung von KMU bei der Prävention und 

Umsetzung des Arbeitsschutzes  
− Stärkung des betrieblichen Eingliederungsma-

nagements  

− Gesundheit der Mitarbeiter als 

langfristiger Wettbewerbsfak-

tor  

− Fallen viele Mitarbeiter krank-

heitsbedingt aus, kann dies er-

hebliche Folgen für die Funkti-

onsfähigkeit von KMUs haben  

− BEM wichtig – auch aus 

Employer Branding Sicht  
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2) Sozialstaat, Altersvorsorge, Grundsicherung  

 

− Altersvorsorge 

Stärkung der gesetzlichen Rente:  

− Keine Rentenkürzungen  
− Keine Anhebung des gesetzlichen Ren-

teneintrittsalters 
− Dauerhafte Sicherung des Mindestren-

tenniveaus von 48%  

− Beitragssatz steigt in dieser Legislatur 
nicht über 20%  

− Sicherung des Beitragssatzes zu 

begrüßen  

− Erhöhung des Renteneintrittsal-

ters auf 68 muss unbedingt ge-

prüft werden  

− Langfristig eine der Stellschrau-

ben, um Umlagesystem auf-

rechtzuerhalten  

 

 

Teilweise Kapitaldeckung der gesetzlichen 
Rentenversicherung:  

− Dauerhafter, globaler Anlage-Fonds mit 
unabhängiger öffentlich-rechtlicher 
Stelle zur Verwaltung  

− Dafür 10 Milliarden Kapitalstock aus 
Haushaltsmitteln für die Deutsche Ren-
tenversicherung im Jahr 2022  

− Reserven der Deutschen Rentenversiche-
rung können ebenso reguliert angelegt 
werden  

− Der Vorschlag, vom Umlagesys-

tem auf eine Mischform – Umla-

gesystem plus Kapitaldeckung – 

umzusteigen, klingt zunächst 

gut, jedoch wird es einen sehr 

langen Zeitraum in Anspruch 

nehmen, was dazu führt, dass 

es in der Übergangszeit zu Dop-

pelzahlungen kommen kann 

 

Stärkung der Umlagefinanzierten Rente:  

− Steigerung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und älteren Arbeitnehmern  

− Stärkung der erwerbsbezogenen und 
qualifizierten Einwanderung  

− Begrüßt der BVMW vollumfäng-

lich  

→ Impulspapier Arbeitsmarkt- und 

Sozialpolitik  

 
 

Reaktivierung des Nachholfaktors:  
− Reaktivierung vor den Rentenanpassun-

gen ab 2022  
− Sicherstellung der gleichen Entwicklung 

von Renten und Löhnen  
− Förderung der Generationengerechtig-

keit und der Stabilität der Beiträge in die-
ser Legislatur  

− Die Wiedereinsetzung des Nach-

holfaktors in der Rentenberech-

nung ist unverzichtbar, um die 

Arbeitnehmer nicht noch weiter 

zu belasten und einen endgülti-

gen Kollaps des Finanzierungs-

systems abzuwenden 

 

Stärkung der Betrieblichen Altersvorsorge:  

− Erlaubnis von Anlagemöglichkeiten mit 
höheren Renditen 

− Umsetzung des Sozialpartnermodells 
des Betriebsrentenstärkungsgesetzes 
der vorletzten Legislaturperiode  

− BAV kann vielfältige Vorteile 

bieten, wenn man sie als be-

triebswirtschaftliches Steue-

rungsinstrument betrachtet 

− Mehrwerte für Unternehmer und 

Angestellten werden auch bei 

der Neugewinnung von Mitarbei-

tern erzeugt 
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− Renteneintritt  

Flexi-Rente verbreiten:  

− Längeren Verbleib im Arbeitsleben ver-
wirklichen 

− Flexibler Renteneintritt nach skandinavi-
schem Vorbild und Berücksichtigung be-
sonders belasteter Berufsgruppen 

− Regelung zum Hinzuverdienst bei vorzei-
tigem Rentenbezug entfristen 

− Begrüßt der BVMW vollumfäng-

lich  

− Wichtige Stellschraube, um den 

Fachkräftemangel zu bekämp-

fen  

 
 

 

− Absicherung für Selbstständige  

Entlastung von Selbstständigen:  
− Einführung einer Pflicht zur Altersvor-

sorge mit Wahlfreiheit für alle neuen 
Selbstständigen, die keinem obligatori-
schen Alterssicherungssystem unterlie-
gen 

− Möglichkeit eines unbürokratischen Opt-
Outs für ein privates Vorsorgeprodukt 

− Nur noch strikt einkommensbezogene 
Beiträge zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung oberhalb der Minijobgrenze 

− Absicherungspflicht für Alters-

vorsorge, die ein Rentenniveau 

knapp oberhalb der Grundsiche-

rung garantiert 

− Maximale Wahlfreiheit in der 

Art und Wahl der Altersvorsorge 

muss weiterhin garantiert wer-

den 

− Wirtschaftliche Schwächepha-

sen wie z.B. die Existenzgrün-

dungsphase berücksichtigen 

→ Forderungen des Mittelstandes 
zur Altersvorsorge für Selbst-
ständige 

 

 

− Bürgergeld 

Nachhaltige Integration in den Arbeits-
markt:  
− Beratung auf Augenhöhe  
− Kompetenzfeststellungsverfahren zur 

Ermittlung jeglicher Stärken und Ent-
wicklungsbedarfe, auch Zertifizie-
rung von Soft Skills  

− Eingliederungsvereinbarung wird 
durch Teilhabevereinbarung ersetzt, 
mit sechs Monaten Vertrauenszeit 
und einem unabhängigen Schlich-
tungsmechanismus  

− BVMW begrüßt jegliche Maßnah-

men, um vorhandenes Beschäfti-

gungspotential auszuschöpfen und 

dem Arbeitsmarkt dauerhaft zur 

Verfügung zu stellen  

− Bedarfsgerechte Qualifizierung und 

entsprechender Einsatz dabei aus-

schlaggebend  
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− Inklusion 

Arbeitsmarktintegration von Menschen 
mit Behinderung:  
− Einführung einer 4. Stufe von Aus-

gleichsabgaben für Unternehmen, die 
trotz Beschäftigungspflicht keinen 
Menschen mit Behinderung einstellen 

− Werkstätten stärker auf die Integra-
tion in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
ausrichten 

− Stärkung von Inklusionsunternehmen, 
auch durch formale Privilegierung im 
Umsatzsteuergesetz 

− Integration von Menschen mit ge-
sundheitlicher Beeinträchtigung in 
das Berufsleben erstrebenswert, 
dennoch sind nur wenige Be-
troffene, aufgrund ihrer Erkrankung 
fähig einer normalen Erwerbstätig-
keit nachzugehen. Hier darf es 
keine gesetzlichen Quoten geben, 
da individuelle Voraussetzungen 
sehr unterschiedlich sind 

 

 

3) Pflege und Gesundheit 

 

− Pflege  

Anpassung der sozialen Pflegeversiche-
rung:  
− Moderate Anhebung des Beitrages 

zur sozialen Pflegeversicherung 
− Prüfung der Erweiterung der Sozialen 

Pflegeversicherung um eine freiwil-
lige, paritätisch finanzierte Vollversi-
cherung und Vergleichbare Möglich-
keit für private Pflegeversicherung  

− Begrenzung der Eigenanteile in der 
stationären Pflege und ggf. weitere 
Absenkung  

− Deckelung der Eigenanteile zu begrüßen  

− Der BVMW fordert die Erhöhung des Ent-

lastungsbetrages innerhalb der Pflegever-

sicherung und die Ermöglichung des Ein-

satzes von Ehrenamtlichen beziehungs-

weise geringfügig Beschäftigten in die-

sem Bereich 

→ Positionspapier Verbesserung der Pfle-

gesituation in Deutschland  

 

 

Verbesserungen für den Pflegeberuf:  

− Arbeitsbedingungen und Löhne ver-
bessern  

− Gehaltslücke zwischen Kranken- und 
Altenpflege schließen 

− Pflegeberuf attraktiver machen durch 
Steuerbefreiung von Zuschlägen, Ab-
schaffung geteilter Dienste, Einfüh-
rung trägereigener Springerpools, An-
spruch auf familienfreundliche Ar-
beitszeiten für Menschen mit betreu-
ungspflichtigen Kindern 

− Insbesondere der Ansatz der gleichen 

Vergütung in der Pflege ist positiv zu be-

werten  

− Anreize, um Pflegeberuf attraktiver zu 

machen zu begrüßen  

→ Positionspapier Verbesserung der Pfle-

gesituation in Deutschland 

 

 

 

Ausländische Fachkräfte:  
− Vereinfachung und Beschleunigung 

der notwendigen Gewinnung auslän-
discher Fachkräfte  

− Fachkräftegewinnung aus dem Ausland 
muss schnell und bürokratiearm erfolgen  

→ Positionspapier Verbesserung der Pfle-
gesituation in Deutschland  
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− Aus- und Weiterbildung in Gesundheit und Pflege 

Anpassungen in Aus- und Weiterbildung:  
− Mittel für Weiterbildungen werden 

nur noch an Kliniken anteilig ausge-
zahlt, die weiterbilden 

− Fortentwicklung für Ärzte, um medi-
kamentöse Schwangerschaftsabbrü-
che leichter verfügbar zu machen 

− Stärkere Vermittlung von Digitalisie-
rung, Ambulantisierung, Spezialisie-
rung, Individualisierung in Aus- und 
Weiterbildung  

− Pflegeausbildung in Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe und Rehabili-
tation ermöglichen 

− Kompetenzerweiterung in der Ausbildung, 
insbesondere im Kontext der Digitalisie-
rung  

→ Positionspapier Verbesserung der Pfle-
gesituation in Deutschland 

 
 

 

Digitalisierung im Gesundheitswesen 

Digitalisierungsstrategie:  
− Fokus auf Versorgungsprobleme und 

die Perspektive der Nutzer  
− Einsatz in der Pflege zur Digitalisie-

rung der Dokumentation, Förderung 
sozialer Teilhabe, therapeutische An-
wendungen  

− Ermöglichung telemedizinischer Leis-
tungen, Videosprechstunden, Tele-
konsile, Telemonitoring, telenotärztli-
che Versorgung   

− Ausbau Telematikinfrastruktur fokussie-
ren 

 

Digitalisierung für Patienten:  
− Beschleunigte Einführung der elektro-

nischen Patientenakte und zur Verfü-
gungstellung für alle Versicherten, 
freiwillige Nutzung (Opt-Out) 

− Einführung des E-Rezeptes und An-
schluss sämtlicher Akteure an die Te-
lematikinfrastruktur 

− Bürokratieabbaupaket  

− Wechsel zum Opt-Out Modell bei der elekt-
ronischen Gesundheitskarte zu begrüßen  

→ Forderungen des Beirat Gesundheit 
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− Ambulante und stationäre Gesundheitsversorgung  

Förderung des Gesundheitssystem:  

− Förderung der Ambulantisierung durch 
sektorengleiche Vergütung 

− Ausbau von Gesundheitszentren mit 
Stärkung des ländlichen Raumes 

− Sicherstellung der Notfallversorgung in 
enger Zusammenarbeit mit den Kas-
senärztlichen Vereinigungen 

− Sicherstellung der Arzneimittelversor-
gung 

− Sektoren müssen aufgebrochen werden  

− Gleiche Vergütung sehr zu begrüßen  
− Sektorenübergreifende Zusammenarbeit 

intensivieren  
→ Forderungen des Beirat Gesundheit 
 

 

Psychische Erkrankungen:  
− Bundesweite Aufklärungskampagne 

zur Entstigmatisierung psychischer Er-
krankungen  

− Reduktion von Wartezeiten auf eine Be-
handlung und Ausbau der Kapazitäten 

− Ausbau der psychiatrischen Notfall- 
und Krisenversorgung  

− Prävention & Aufklärung von psychi-
schen Erkrankungen notwendig  

− Krankentage bei psychischen Krank-
heitsbildern im Vergleich 3x mal so 
lange   

 

− Krankenhausplanung und -finanzierung 

Bund-Länder Pakt zur Reformierung der 
Krankenhausversorgung:  

− Einrichtung einer Regierungskommis-
sion mit den Aufgaben:  

− Empfehlungen zur Reformierung, Erar-
beitung Krankenhausplanung, Empfeh-
lungen zur Weiterentwicklung der Kran-
kenhausfinanzierung  

− Kurzfristige Finanzierung für die Pädi-
atrie, Notfallversorgung, Geburtshilfe 

− Reformierung dringend notwendig  

− Ländern müssen mehr Kompetenzen in 
der Gesundheitsversorgung zugespro-
chen werden  

− Regelwerk sollte bundeseinheitlich sein, 
aber gleichzeitig die regionalen Beson-
derheiten berücksichtigen  

→ Forderungen des Beirat Gesundheit 
 

 

 

− Rechte von Patientinnen und Patienten 

Stärkung und Ausweitung der Rechte:  
− Überführung der Unabhängigen Patien-

tenberatung in eine dauerhafte, staats-
ferne, unabhängige Struktur mit Beteili-
gung der Patientenorganisationen  

− Stärkung der Selbstverwaltung durch 
Reform des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses 

− Verstetigung des Innovationsfonds 
und Überführung erfolgreich geförder-
ter Projekte in die Regelversorgung 

− Idee der Patientenbeteiligung zu begrü-
ßen, Erfahrungen der G-BA haben ge-
zeigt, dass Patienten wichtiges Ent-
scheidungskollektiv sind  

→ Forderungen des Beirat Gesundheit 
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Chancen für Kinder, starke Familien und beste Bildung ein Leben lang 

 

1) Bildung und Chancen für alle  

 

− Frühkindliche Bildung: 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Qualitätsentwicklungsgesetz: 

− Das Gute-Kita-Gesetz in ein Quali-
tätsentwicklungsgesetz überfüh-
ren 

− Das neue Gesetz soll gemeinsam 
mit den Ländern entwickelt wer-
den und bundesweite Standards 
haben 

− Im Fokus stehen dabei die Ver-
besserung der Betreuungsrela-
tion, Sprachförderung und ein be-
darfsgerechtes Ganztagsangebot 

− "kurze Beine, kurze Wege“  

− Sollte nicht an Infrastrukturen oder feh-
lenden Ausbildungskräften scheitern Bil-
dung überall und für alle anzubieten 

→ 7 Punkte Plan Zukunft der Bildung 
 
 

 

 

− Ganztag: 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Ganztagsangebote:  

− Ausbau der Ganztagsangebote, beson-
ders in ihrer Qualität 

− Umsetzung eines Rechtsanspruchs mit 
Ländern und Kommunen 

− Unter Berücksichtigung der Länder-Be-
sonderheiten einen Qualitätsrahmen 
entwickeln 

− Basis- und Bonustopf zusammenfas-
sen, sowie Fristverlängerung beim Be-
schleunigungstopf 

− "kurze Beine, kurze Wege“  
− Sollte nicht an Infrastrukturen o-

der fehlenden Ausbildungskräften 
scheitern Bildung überall und für 
alle anzubieten 

→ 7 Punkte Plan Zukunft der Bildung 
 
 

 

Ausbau der Kita-Plätze:  

− Investitionsprogramm für den Ausbau 
von Kita-Plätzen 

− Kindertagespflege als Angebot der Kin-
dertagesbetreuung weiterentwickeln 

− „Sprach-Kitas“ fördern 
− Einsatz digitaler Medien und Förderung 

von Medienkompetenz 
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Gemeinsamer Einsatz von Fachkräften 
− Schulische und außerschulische Pro-

gramme, unter Einbeziehung von Fach-
kräften fördern 

− Zusammenarbeit von Schulen und 
Unternehmen muss von den Län-
dern gefördert und intensiviert 
werden 

− Schule muss wieder mehr mit 
dem realen Leben nach der 
Schule zu tun haben 

− Fordern mehr Praxis- und Wirt-
schaftsthemen in der Schule 

− Regelmäßige Kontakte der Schu-
len zur örtlichen Wirtschaft durch 
verbindliche Kooperationen 

→ 7 Punkte Plan Zukunft der Bildung 

 

 

− Startchancen-Programm 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 

Startchancen:  

− Eigenständiges Programm 
− Soll die Bildungschancen von Kindern 

und Jugendlichen, unabhängig der so-
zialen Lage der Eltern fördern 

− 4.000 allgemein- und berufsbildende 
Schulen mit einem hohen Anteil sozial 
benachteiligter SchülerInnen soll ge-
fördert werden 

− Ausstattung mit Investitionsprogramm 
für moderne, klimagerechte, barriere-
freie Schulen und einem Kreativlabor 

− Chancenbudget zur freien Verfügung 

− Unterstützung mit Schul-Sozialarbeite-
rInnen  

− Kinder und Erwachsene, dürfen 
nicht aufgrund ihrer sozialen oder 
regionalen Herkunft oder eines 
Migrationshintergrundes von Bil-
dung ausgeschlossen oder beim 
Erwerb von Bildung benachteiligt 
werden 

− Fordern, dass Menschen ungeach-
tet ihrer Hintergründe durch aus-
reichendes und geschultes Perso-
nal gefördert werden 

− Entsprechende staatliche Rah-
menbedingungen 

− Vielfältige und differenzierte Bil-
dungswege sowohl vor als auch 
nach dem Berufseinstieg 

→ 7 Punkte Plan Zukunft der Bildung 
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− Digitalpakt Schule 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Mittelabruf beschleunigen:  
− Beschleunigung und Entbürokratisie-

rung des Mittelabrufs beim Digitalpakt 
Schule 

− Im ersten Halbjahr 2022 sollen Bund, 
Länder und Kommunen kurzfristige Lö-
sungen und vereinbare Umsetzungs-
schritte finden 

− Schaffung von Service-, Beratungs- und 
Vernetzungsangeboten 

− Alle Bildungsträger gefordert, Ler-

nende jeder Altersgruppe und al-

ler Bildungswege fundiert und 

qualifiziert auf fundamentale Ver-

änderung unserer Gesellschaft 

vorzubereiten und zu einer Kultur 

der umfassenden „digitalen Auf-

klärung“ beizutragen 

− Politik muss die notwendigen 

Rahmenbedingungen, Infrastruk-

tur und Ressourcen bereitstellen 

− Fordern ein umfassendes Paket 

des Bundes, welches über den Di-

gitalpaktSchule hinausgeht und 

langfristig Unterstützung bietet 

aber vor allem schnelles Handeln, 

um dies sicherzustellen. 

− Digitalisierung muss in allen Be-

reichen der Bildung vorangebracht 

werden 

→ 7 Punkte Plan Zukunft der Bildung 
 

 

Digitalpakt 2.0:  
− Erschaffung des Digitalpakts 2.0 mit 

einer Laufzeit bis 2030 

− In Absprache mit den Ländern 
− Verbesserter Mittelabfluss 
− Gemeinsam analysierten Bedarfe sol-

len gedeckt werden 
− Beinhaltet nachhaltige Neuanschaf-

fung von Hardware, Austausch veralte-
ter Technik sowie die Gerätewartung 
und Administration 

 

Weitere Förderungen 

− Digitale Lernmittelfreiheit für bedürf-
tige SchülerInnen wird weiter gefördert 

− Einrichtung, Betrieb und Vernetzung 
von Kompetenzzentren für digitales 
und digital gestütztes Unterrichten 

− Programmstrukturen und Plattformen 
für Open Educational Ressources 
(OER) unterstützen 
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− Fortbildung für Lehrerinnen und Lehrer 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Koordinierungsstelle Lehrkräftefort-
bildung:  

− Vernetzung von Fort- und Weiter-
bildungsangeboten in gemeinsa-
men Koordinierungsstellen 

− Qualitätsoffensive Lehrerbildung 
wird weiterentwickelt mit dem 
Schwerpunkt auf der digitalen 
Bildung 

− Qualitätsentwicklung des Seiten- 
und Quereinstiegs 

− Mehr Respekt, Anerkennung und Wert-

schätzung gegenüber der Leistung von 

Lehrenden 

− Dazu gehören neben LehrerInnen und 

ErzieherInnen auch TrainerInnen und 

DozentInnen 

− Mehr in eine quantitativ ausreichende 

und nachhaltige Ausbildung von Leh-

renden investieren 

− Praktische Erfahrung der Lehrenden 

darf nicht zu kurz kommen 

− Weiterbildungen und praktische Trai-

nings für Lehrende regelmäßig anbieten 

ohne dass sich Individuen um die Finan-

zierung sorgen müssen 

→ 7 Punkte Plan Zukunft der Bildung  

 

Qualifikationen:  

− Ausländische Qualifikationen sol-
len schneller und vereinfacht an-
erkannt werden 

− Auslandserfahrung von Lehr-
amtsstudierenden und Lehrkräf-
ten sollen unterstützt und stärker 
berücksichtigt werden 

 

 

− Erwachsenenbildung 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Nationale Weiterbildungsstrategie: 

− Nationale Weiterbildungsstrategie 
mit dem Fokus auf allgemeine 
Weiterbildung fortsetzen  

− Siehe Punkte zu Weiterbildung 
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Freiheit- und Sicherheit, Gleichstellung und Vielfalt in der modernen Demokratie 

 

− Soziales Europa  

Verringerung der Lohnungleichheit 
durch Lohntransparenz:  
− Zwischen Frauen und Männern 
− Unterstützung der EU-Richtlinie 

für Lohntransparenz  
− Umsetzung dieser muss mög-

lichst die Situation vieler Frauen 
erfassen, bürokratiearm sein und 
mittelstandskonform, sowie ein 
nach Betriebsgröße und Leistung 
gestaffeltes Berichtssystem ent-
halten  

− Für Deutschland: keine Einführung 
eines Verbandsklagerechts 

− Gender-Pay-Gap zwischen männlichen und 
weiblichen Beschäftigten muss weiter ange-
passt werden. Der erste Schritt dazu ist 
Transparenz in der Vergütung zu schaffen  

 

 

2) Integration, Migration, Flucht  

 

− Integration  

Integrationskurse von Anfang an:  
− Verbesserung der Angebote und 

Bedingungen für Kursträger, Leh-
rende und Teilnehmende 

− Schneller Zugang zu Bildung für 
Kinder und Jugendliche durch 
schulnahe Angebote zeitnah der 
Ankunft  

− Integration als elementares Ziel der 
Fachkräfteeinwanderung 

− Abwanderung/ Rückkehr ins Heimatland, 
bspw. nach absolvierter Ausbildung 
muss verhindert werden  

− Erschlossenes Fachkräftepotential muss 
im Inland gehalten werden, um den 
Fachkräftemangel langfristig zu überbü-
cken  
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Schnelle und zeitnahe Arbeitsmarkin-
tegration:  
− Stärkere Förderung und Versteti-

gung der Mittel der Berufssprach-
kurse  

− Ermöglichen des Nachholens von 
Sprachkenntnissen auch im Inland  

− Für Unternehmen ist schneller Einsatz 
der ausländischen Fachkräfte aus-
schlaggebend 

− Sprachkenntnisse können parallel zur 
Beschäftigung erlernt/verbessert wer-
den  
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Zukunftsinvestitionen und nachhaltige Finanzen 

 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Zukunftsinvestitionen: 
− Mehr privates Kapital für Transformati-

onsprojekte 
− Risikoabsicherung durch öffentliche För-

derbanken  
− Förderinstrumentarium bedarfsgerecht 

und nach Maßgabe der Zielgenauigkeit 
und Fördereffizienz skalieren und aus-
weiten 

− KfW als Innovations- und Investitions-
agentur  

− Staatliche Gesellschaften stärken und 
Finanzierungsmöglichkeiten verbessern 

− Stärkung der parlamentarischen, öffent-
lichen und exekutiven Kontrolle  

− Eigenfinanzierung von Unternehmen 
durch geeignete Anreizsysteme för-
dern und Kollisionen mit anderen Steu-
erregelungen vermeiden 

→ Impulspapier Steuern und Finanzen 
 

− bessere Koordination der Mittelstands-
förderung unter den Bundesländern so-
wie ein einheitliches bundesweites För-
dernetzwerk 

→ Positionspapier Steuern und Finanzen 

 

 

Haushaltspolitik 
− Tilgungspläne der Jahre 2020, 2021 und 

2022 in einen Gesamttilgungsplan zu-
sammenfassen 

− Gewährleistung einer kohärenten und 
dauerhaften Schuldentilgung 

− Tilgung soll an den Tilgungsfristen der 
EU-Coronahilfen angepasst werden 

− Sondervermögen 
− Energie- und Klimafonds zu einem 

Klima- und Transformationsfonds wei-
terentwickeln  

− Fortführung der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung für die Sozialversicherungen 

− Konjunkturbereinigungsverfahren evalu-
ieren und ggf. anpassen, ohne die Schul-
denbremse zu ändern 

− Alle Ausgaben auf den Prüfstand stellen 
und neue Priorisierung 

− Ausgabenkürzungen 
− Ziel- und wirkungsorientierte Haushalts-

führung 
− Vermögenserfassung des Bundes ein-

führen  

− Einrichtung eines Transformations-
fonds, der Unternehmen im Bereich der 
Dekarbonisierung und Digitalisierung 
sowie der Qualifizierung ihrer Beschäf-
tigten unterstützt der BVMW 

− Einrichtung eines staatlichen Eigenka-
pitalfonds in angemessener Höhe 

− Die öffentlichen Investitionen – circa 
50 Milliarden Euro im Bundeshaushalt, 
mit dem Schwerpunkt Infrastrukturen 
– müssen ausgebaut und der rechtli-
che Rahmen so angepasst werden, 
dass private Investitionen schneller 
und gezielter vorangetrieben werden.  

− Notwendige finanzielle Maßnahmen 
zur Stabilisierung der Sozialversiche-
rungssysteme müssen vorrangig steu-
erfinanziert werden 

− Die Rückzahlungsverpflichtung für die 
während der Corona-Krise aufgenom-
menen Kredite des Bundes ab 2023 
sollte zeitlich befristet aufgehoben 
werden. Damit entstehen neue Spiel-
räume für den Bundeshaushalt. 

→ Post-Corona-Agenda 
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Steuern 
− Steuersystem für Menschen und Unter-

nehmen einfacher gestalten 
− Digitalisierung und Entbürokratisierung 

der Steuerverwaltung 
− Superabschreibungen für Wirtschafts-

güter des Anlagevermögens mit dem 
Zweck des Klimaschutzes oder Digita-
lisierung in den Jahren 2022 und 2023  

− Erweiterte Verlustrechnung bis Ende 
2023 verlängern und Verlustrücktrag 
auf zwei unmittelbar vorangegangene 
Veranlagungszeiträume ausweiten 

− Optionsmodell und Thesaurierungsbe-
steuerung evaluieren 

− Ausbildungsfreibetrag von 924 auf 
1200€ erhöhen 

− Umsetzung des Urteils des Bundesfi-
nanzhofs zum Alterseinkünftegesetz 

− Vollabzug der Rentenversicherungsbei-
träge als Sonderausgaben ab 2023 

− Vollbesteuerung der Rente erst ab 
2060 

− Sparerpauschbetrag wird zum 
01.01.2023 auf 1000€ bzw. 2000€ bei 
Zusammenveranlagung erhöht 

− Flexiblere Gestaltung der Grunderwerb-
steuer für die Länder 

− Gemeinsam mit den europäischen 
Staaten die Einfuhrumsatzsteuer wei-
terentwickeln 

− Gesetzlich klarstellen, dass sich ge-
meinnützige Organisationen politische 
betätigen können, ohne die Gemeinnüt-
zigkeit zu gefährden 

− Verlustrückträge für die drei zurücklie-
genden Jahre ab der Veranlagung für 
das Jahr 2020 unbegrenzt ermöglichen 
und Ermöglichung von Sofortabschrei-
bungen  

− Wettbewerbsfähige Unternehmens-
steuern 

→ Post-Corona-Agenda 
 

− Steuerliche Abzugsfähigkeit von Eigen-
kapitalkosten ermöglichen  

− Abschaffung der systemwidrigen Be-
schränkung des interpersonellen und 
intertemporalen Verlustausgleiches 
und Ermöglichung der Übertragung von 
Unternehmensverlusten im Erbfall so-
wie die Ermöglichung der rückwirkende 
Verlustrechnung 

− Einseitige Besteuerung von Gewinnen 
im Wegzugsfall auch auf Verluste aus-
weiten und Beschränkung des Ver-
lustuntergangs bei Unternehmensver-
käufen auf konkrete Missbrauchsfälle  

− Nicht nur Personenhandels- und Part-
nergesellschaften, sondern auch Ein-
zelunternehmen und Gesellschaften 
des bürgerlichen Rechts in den Anwen-
dungsbereich aufnehmen  

− Keine Abschreckung von kleinen und 
mittleren Unternehmen durch überbor-
denden Föderalismus  

− Weiterentwicklung der Thesaurierungs-
begünstigung für diejenigen Unterneh-
men, die vom Optionsmodell nicht pro-
fitieren 

→ Impulspapier Steuern und Finanzen 

 

− Abbau von Hürden für Sachspenden an 
gemeinnützige Organisationen durch 
eine rechtssichere, bürokratiearme und 
einfache Regelung beseitigt 

− Sachspenden an gemeinnützige Orga-
nisationen durch Unternehmen sollten 
gesetzlich als nicht steuerbare Leis-
tung definiert werden 

− Diese Maßnahme würde die bisherige 
„Doppelbelastung“ der durch Sach-
spenden sozial engagierten Unterneh-
men beseitigen und die Spendenbereit-
schaft stärken sowie der Schizophre-
nie einer günstigeren Vernichtung ent-
gegenwirken 

→ Positionspapier Steuern und Finanzen 
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− Steuerliche Regelungen des Homeoffice 
für Arbeitnehmer bis zum 31.12.2022 
verlängern 

− Beibehaltung der steuerlichen Abzugs-
fähigkeit von Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte  

− Anhebung der steuerlich anerkannten 
Pauschale  

− Sozialversicherungsfreiheit bei geld-
werten Leistungen des Arbeitgebers 
für das Homeoffice des Arbeitnehmers  

− Steuerliche Rahmenbedingungen für 
Kinderbetreuungskosten verbessern  

− Zweite Corona-Sonderprämie ermögli-
chen 

→ Positionspapier steuerliche Erleichte-
rungen für das Homeoffice 

 

 

Bekämpfung Steuerhinterziehung und Steu-
ergestaltung  
− Steuerhinterziehung und aggressive 

Steuergestaltungen verfolgen und unter-
binden 

− Mitteilungspflicht für grenzüberschrei-
tende Steuergestaltungen auch auf nati-
onale Steuergestaltungen von Unterneh-
men mit einem Umsatz von mehr als 10 
Millionen Euro ausweiten 

− Bundesweit einheitliches elektronisches 
Meldesystem zur Bekämpfung von Um-
satzsteuerbetrug 

− Endgültiges Mehrwertsteuersystem auf 
EU-Ebene 

− Missbräuchliche Dividendenarbitragege-
schäfte unterbinden 

− Aktiv für die Einführung der globalen 
Mindestbesteuerung einsetzen 

− Aus Deutschland abfließende Einkom-
men sollen angemessen besteuert wer-
den 

− Steueroasen-Liste der EU soll ständig 
aktualisiert werden 

− OECD-Regeln gegen Umgehungsgestal-
tungen umsetzen 

− Ausweitung des Informationsaustau-
sches 

− Umsetzung der internationalen Verein-
barung über Mindeststeuersätze 

→ Post-Corona-Agenda 
 

− Stärkeres gemeinsames Vorgehen der 
EU-Mitgliedsstaaten gegen eine einsei-
tige Bevorteilung von Großunterneh-
men und Gewährleistung einer fairen 
Verteilung der Steuerzahllast über alle 
Größenklassen hinweg  

− Sicherstellung, dass die Maßnahmen 
zielgenau auf diejenigen Unternehmen 
zugeschnitten sind, die aggressive 
Steuervermeidung aktiv betreiben 

→ Impulspapier Steuern und Finanzen 
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Bankenunion und Finanzmarktregulie-
rungen 
− Bankenunion soll vollendet werden 
− Drei-Säulen-Modell sowie die deut-

sche Bankenlandschaft sollen erhal-
ten bleiben 

− Europäische Rückversicherung für 
nationale Einlagensicherungssys-
teme schaffen 

− Ermöglichen, dass Kapital und Liqui-
dität innerhalb von EU-Bankengrup-
pen flexibler eingesetzt werden kön-
nen 

− Kapitalmarktunion vertiefen 

− Barrieren für grenzüberschreitende 
Kapitalmarktgeschäfte in der EU ab-
bauen 

− Zugang von KMU zum Kapitalmarkt 
erleichtern 

− Leichterer Zugang zu verfügbarem Kapital 
ermöglichen 

− Innovative Ideen nicht durch zu hohe Hür-
den verlieren  

− Gründungskultur durch attraktive Finanzie-
rungsmodelle fördern und somit die Basis 
für erfolgreiches Unternehmertum legen 

→ 12 Punkte Plan der Mittelstandsallianz 

 

− Unterschiede im Insolvenz-, Steuer-, 
Verbraucherschutz-, Aufsichts-, und 
Gesellschaftsrecht abbauen 

− Klarheit über Insolvenzantragspflichten 
und insolvenzrechtliche Planungssicher-
heit schaffen  

→ Post-Corona-Agenda 
 

− Anfechtungsrecht zu Gunsten der Pla-
nungs- und Rechtssicherheit zu entschär-
fen 

− Transaktionen des gewöhnlichen operati-
ven Geschäftsverkehrs sollten gänzlich 
ausgenommen oder durch Freigrenzen ab-
gesichert werden 

→ Positionspapier Steuern und Finanzen 

 

Wagniskapitalfinanzierung, Finanzmarkt 
Deutschland 
− Deutschland soll führender Start-Up-

Standort in Europa werden 
− Zukunftsfonds öffnet den Wagniska-

pitalmarkt auch für institutionelle In-
vestoren und die Finanzierungsland-
schaft über eine flexible Modulausge-
staltung ergänzen 

− Börsengänge und Kapitalerhöhungen 
sowie Aktien mit unterschiedlichen 
Stimmrechten für Wachstumsunter-
nehmen und KMUs erleichtern 

− Basel III/IV mit allen zentralen Ele-
menten umsetzen 

− Neben der klassischen Finanzierung in 
Form von Krediten muss die Finanzierung 
von jungen Unternehmen und innovativen 
Mittelständlern durch Alternativen wie das 
Wagniskapitalgesetz erleichtert werden 

→ Positionspapier Steuern und Finanzen 
 

− Wagniskapitalgesetz auf den Weg bringen 

→ 12 Punkte Plan der Mittelstandsallianz 
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− Evaluieren, ob die eingeführten Er-
leichterungen bei Eigenkapitalrege-
lungen im Zuge der COVID 19-Pande-
mie beibehalten werden können 

− Eigenfinanzierung von Unternehmen durch 
geeignete Anreizsysteme fördern und Kol-
lisionen mit anderen Steuerregelungen 
vermeiden 

→ Impulspapier Steuern und Finanzen  

 

Geldwäsche 
− Abgestimmte Strategie zwischen 

Bund, Ländern und EU, um Geldwä-
sche zu bekämpfen 

− Empfehlungen aus der FATF-
Deutschlandprüfung in deutsches 
Recht umsetzen 

− Übertragung der Geldwäscheaufsicht 
auf die BaFin bei besonders finanz-
marktnahen Verpflichteten 

− Geldwäsche-Meldungen aus dem 
Nicht-Finanzbereich erleichtern und 
im Vollzug erhöhen 

− Illegale Finanzierung von Immobilien 
bekämpfen 

− Versteuerungsnachweis für gewerbli-
che Immobilienkäufer aus dem Aus-
land 

− Verbot des Erwerbs von Immobilien 
mit Bargeld 

− Kampf gegen Geldwäsche europa-
weit gestalten 

− Zentrale Geldwäschevorschriften in 
eine Verordnung überführen 

− Effektive und unabhängige Geldwä-
schebehörde 

− Zoll moderner und digitaler aufstellen 
− Qualität der Daten im Transparenzre-

gister verbessern sowie die digitale 
Verknüpfung mit anderen Registern 

− Umsetzung der internationalen Vereinba-
rung über Mindeststeuersätze 

→ Post-Corona-Agenda 
 
 

− Stärkeres gemeinsames Vorgehen der EU-
Mitgliedsstaaten gegen eine einseitige Be-
vorteilung von Großunternehmen und Ge-
währleistung einer fairen Verteilung der 
Steuerzahllast über alle Größenklassen 
hinweg  

− Sicherstellung, dass die Maßnahmen ziel-
genau auf diejenigen Unternehmen zuge-
schnitten sind, die aggressive Steuerver-
meidung aktiv betreiben 

→ Impulspapier Steuern und Finanzen 

 

Versicherungen 
− Überprüfung Solvency II: Stärkung 

des europäischen Versicherungs-
marktes  

− Evidenzbasierte und risikoorientierte 
Kapitalanforderungen 

− Langfristige Investitionsbedingungen 
von Kapitalsammelstellen verbessern 

− Kleine Versicherer und Pensionskas-
sen stärker regulieren 

− Abschaffung der gesonderten Versiche-
rungssteuer und die Streichung der ent-
sprechenden Steuerbefreiung in § 4 Nr. 10 
UStG 

− Auf diese Art und Weise würden KMU auf-
grund des künftigen Vorsteuerabzugs um 
die bisherige Verkehrsteuer entlastet und 
die Besteuerung bei den Privathaushalten 
unverändert sichergestellt 

→ Positionspapier Steuern und Finanzen 
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Ansprechpartner:  

 

Dr. Hans-Jürgen Völz  – Leiter der Abteilung Volkswirtschaft  

Alexander Stork  – Stellvertretender Leiter der Abteilung Volkswirtschaft 

                               – Referent für Energie, Nachhaltigkeit, Mobilität, Logistik 

Carolin Hartmann  – Referentin Digitales und Tourismus  

Caroline Nasarewski  – Referentin Bildung 

Christina Schäfer  – Referentin Arbeit und Soziales  

Florian Kässens  – Referent Steuern und Finanzen  

 

https://www.bvmw.de/ueber-uns/ansprechpartner/volkswirtschaft/ 

 

 

Vorhaben laut Koalitionsvertrag Position des BVMW Bewertung 
Bezeichnung des Vorhabens:  
→ Welchen Bereich betrifft 

das Vorhaben?  

→ Was ist geplant?  
→ Was sind die Details?  

 

Position des BVMW:  

→ Was fordern wir? 

→ In welchem Papier 
ist die Forderung 
zu finden?   
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